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Halle, Donnerstag den 29. März
Hierzu eine Beilage.

e eerere

Blumen-, Frucht- und Dornenſtücke aus den
preußiſchen Kammern.

Halle, d. 27. März. Die preußiſche Nationalverſamm-
lung des vorigen Jahres hatte ſich die Aufgabe geſtellt, alle
Privilegien und Vorrechte aufzuheben. Ehe ſie aber zur Auf-
hebung kam, worin ſie ſich, wie wir geſehen haben, nicht eben
ſehr beeilt hat, vermehrte ſie die Zahl der alten Vorrechte durch
neue. Dieſes neue Privilegium trat unter dem Namen der
Portofreiheit fur die Abgeordneten auf. Was es damit für
eine Bewandniß hat, darüber giebt ein Bericht Aufſchluß, den
der Handelsminiſter von der Heydt am 10. Maärz in der erſten
Kammer abſtgttete, und worin derſelbe erklarte, daß die Regie
rung den Abgeordneten die Portofreiheit nicht in dem ſchran-
kenloſen Umfange, wie im vorigen Jahre, gewahren koönne.
„Die Erfahrung“, ſagt der Handelsminiſter, „hat ergeben, daß
die Bewilligung der (ſchrankenloſen) Portofreiheit an die Ab-
geordneten der Verſammlung in Berlin zu großen Mißbraäu-
chen geführt hat und mit weſentlichem Nachtheil verbunden
war. Zunachſt erwies ſich eine Kontrole daruber, ob die mit
dem Namen eines Abgeordntten auf dem Couverte bezeichneten
Sendungen wirklich von demſelben herrühren, als unausfuühr-
bar, ſo daß ein Mißbrauch der Portofreiheit durch unbefugte
Perſonen leicht möglich war und vielleicht auch in nicht geringer
Ausdehnung ſtattgefunden haben mag. Außerdem wurde die
Portofreiheit aber auch von einigen der Abgeordneten in einer
Weiſe und Ausdehnung benutzt, wie ſie bei der Bewilligung
keineswegs beabſichtigt war. Obgleich ſolche Falle der Natur
der Sache nach nur ausnahmsweiſe zur Kenntniß des General-
Poſtamts haben gelangen koöönnen, ſo hat ſich doch herausgeſtellt,
daß ein Theil der Abgeordneten die freie Befoörderung fur jede
Art von Sendungen in Anſpruch genommen hat, dieſelben moch-
ten ihre Familienverhaltniſſe oder kaufmänniſche oder ſonſtige
Geſchäfte betreffen; ferner, daß dieſelben auch fur diejenige Kor-
reſpondenz und Sendungen, die ſie nicht im eigenen, ſondern im
Intereſſe dritter Perſonen beſorgten, die Portofreiheit erlangten;
daß ſie bei unternommenen Reiſen ihre Reiſeeffekten, ſo wenig
dieſelben oft zur Beforderung mit der Poſt geeignet waren, und
obgleich deren Transport der Poſtverwaltung baare Koſten für
extraordigzäre Beföörderungsmittel oder für den Transport auf
der Eiſenbahn verurſachte, derſelben ubergaben, was Einzelne

bei jeder Urlaubsreiſe fur die Hin und Ruckreiſe wiederholten.
Auch iſt ſogar der Fall vorgekommen, daß Sendungen zwiſchen
dritten Perſonen, die weder von einem Abgeordneten abgeſandt,
noch an ihn gerichtet waren, von einem ſolchen mit ſeinem Na
men bezeichnet wurden, um ſolchen Sendungen die Portofreiheit
zu verſchaffen. Endlich iſt die Portofreiheit von vielen Abge
ordneten dazu benutzt worden, um, nachdem der Konſtikt, wel-
cher zur Auflöſung der Verſammlung geführt hat, zwiſchen die-
ſer und der Regierung entſtanden war, Flugſchriften und Pla-
kate, welche zum Ungehorſam und zur Widerſetzlichkeit gegen die
Regierung aufforderten, in großer Zahl in die Provinzen zu
ſenden und ſo auf Koſten des Staates ſelbſt im Lande zu ver-
breiten. Sieht man auf das Verfahren in andern Laändern, bei
welchen ahnliche Verhältniſſe obwalten, wie in Preußen, ſo er
giebt ſich, daß in keinem dieſer Länder, weder in deutſchen noch
in andern, eine ſolche Portofreiheit bewilligt worden iſt, mit
alleiniger Ausnahme von Baiern, wo in neueſter Zeit die Re-
gierung jene Portofreiheit, jedoch nur fur die Korreſpon-
den z der Abgeordneten, nachgegeben hat. Jn den meiſten der
übrigen betreffenden Lander ſteht dagegen die Portofreiheit den
Präſidenten der Verſammlungen fur die in dieſer Eigenſchaft
von ihnen zu führende amtliche Korreſpondenz zu, in den ubri
gen iſt jedoch ſelbſt dieſes nicht einmal der Fall. Wenn nun
hiernach die Erfahrung in Frankreich und Belgien, in Sach-
ſen, Hannover, Wurtemberg, Baden u. ſ. w. die Nothwendig-
keit einer Bewilligung der in Rede ſtehenden Art nicht darge-
than hat, wenn in England (wo die Volkösvertreter bekanntlich
auch nicht einen Heller Diaäten bekommen, während wir jedem
täglich 3 Rthlr. zahlen müſſen) „die früher den Parlaments
Mitgliedern bewilligt geweſene Portofreiheit wegen der groben
dadurch herbeigeführten Mißbraäuche aufgehoben iſt, wenn bei
uns ſich herausgeſtellt hat, welche Nachtheile für den Staat
mit einer ſolchen unbeſchrankten Portofreiheit verbunden ſind,
und wenn endlich in Erwägung gezogen wird, daß eine Zeit,
welche ſich die Aufhebung aller Privilegien und Vorrechte zur
Aufgabe geſtellt hat, zur Begründung neuer zu Laſten der
Staatskaſſe gereichender Privilegien wenig geeignet erſcheint, ſo
wird es ſich rechtfertigen, wenn die Portofreiheit auf die ge
woöhnliche Korreſpondenz der Abgeordneten beſchränkt wird.“

Das miniſterielle Schreiben enthält doch arge Vorwürfe
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und enthüllt Sachen und Vorgange, welche die Abgeordneten
doch wohl nicht mit Stillſchweigen hinnehmen ſollten, wenn ſie
nicht den Schein auf ſich fallen laſſen wollen, als ſei alles
wahr. Wir mochten wünſchen, daß die Beſchuldigten das
Schweigen brächen, damit die Regierung gezwungen wurde, die
Beweiſe über die vorgekommenen groben Mißbrauche vorzule-
gen und das Land auch in dieſer Sache aufzuklaren. Bis jetzt
haben aber die alten Steuerverweigerer ohne Zweifel gute Gründe
gehabt, zu ſchweigen, alſo auch hier die Frage offen zu laſſen.

Deutſchland.
Berlin, d. 28. Maärz. Se. Maj. der König haben geruht:

Dem Rendanten des Rentamts Pforta, Kommiſſionsrath Teich-
mann, den Rothen Adler- Orden vierter Klaſſe dem Steiger
Karl Mempel zu Stedten und dem Kohlenmeſſer Gott-
lieb Seifert zu Dölau das Allgemeine Ehrenzeichen ſo wie
dem Unteroffizier Rother, dem Fuüſilier Famulla des 1lten,
dem Gefreiten Hanuſa des 23ſten Jnfanterie-, dem Ulanen
Weiß des 2ten Ulanen- Regiments und dem Kanonier Kühn II.,
der Gten Artillerie Brigade, die Rettungs-Medaille am Bande
zu verleihen; und den Legationsrath George Herrmann
Hellwig zum Geheimen Finanzrath im Finanz- Miniſterium zu
ernennen.

Der Abgeordnete Milde wird morgen in der erſten
Kammer an den Miniſter der auswartigen Angelegenheiten fol
gende Jnterpellation richten

„Der Miniſter wolle die Kammer davon in Kenntniß ſetzen, ob und
wie weit die bereits in öffentlichen Blättern enthaltenen Nachrichten über
die Anhäufungen großer ruſſiſcher Truppenmaſſen längs der ſchleſiſchen
Gränze, begründet ſind, da ſich mit jenen ernſtliche Beſorgniſſe für die
Dauer friedlicher Beziehungen zum Auslande verbinden gleichzeitig wolle
der Miniſter der Kammer diejenigen Maßregeln mittheilen, welche von
Seiten der Staats Regierung getroffen ſind, um den Frieden und damit
die Sicherheit der öſtlichen Provinzen zu wahren.

Milde, als Jnterpellant.
Unterſtützt von:

Graf Dyhrn. Freiherr von Vincke.
Hermann. Robe. Roesler. v. Kempis. Zenker. Rupreccht.
Schmetz. Tamnau. Büttler. Kuttner. Keferſtein. Graf
Helldorf. Baumſtark. v. Bockum-Dolffs. v. Münch-

hauſen. Wachler.
Die Mitglieder der Linken, welche bekanntlich von Hauſe

aus gegen den Erlaß jedweder Adreſſe und faſt durchgängig auch
gegen die einzelnen Paragraphen des Kommiſſions-Entwurfs ge
ſtimmt hatten, und eine Vertretung des Jnhalts der gegenwar-
tigen Adreſſe dem Könige gegenüber inſofern zu übernehmen
auch nicht gewillt ſind, ſollen entſchloſſen ſein, falls durch das
Loos bei der Bildung der mit der Ueberreichung der Adreſſe
zu beauftragenden Deputation auch Mehrere von ihnen gewahlt
werden ſollten, ſich dieſem Auftrage nicht zu unterziehen, ſo daß
alſo wohl nur Mitglieder der Rechten ſich Behufs der Ueber
reichung der Adreſſe zum Rönige begeben durften.
Halberſtadt, d. 26. März. Heute Morgen 7 Uhr
würden aus dem hieſigen Jnquiſitoriate die Herren A. Wisli-
cenus, A. Schmidt und Premper, welche in Folge der Novem
berbewegungen zur Unterſuchung gezogen und in erſter Jnſtanz
zu einem einjahrigen Feſtungsarreſte verurtheilt ſind, unter po
lizeilicher Escorte nach dem Bahnhofsgebaäude und von da per
Eiſenbahn zur Magdeburger Citadelle abgeführt. Der zu 1
Jahr Feſtungsarreſt verurtheilte Refer. Bertog mußte Krank-
heitshalber hier gelaſſen werden. (M. 3.)

Hamburg, d. 26. März. Jn einer Mittheilung aus
London vom 22. d. M., welche ihres Urſprungs wegen auf un-
bedingte Glaubwürdigkeit Anſpruch machen darf, wird berichtet,
daß die Erneuerung der Feindſeligkeiten zwiſchen Dänemark und
Deutſchkand vor dem 15. April nicht ſtattfinden wird.

Ein achtbares Handlungshaus ſchreibt aus London vom

Bergmann. Kuh.

Volks nicht beſitze.

23. d. M.: „Von Herrn Bunſen kam heute die Mittheilung
in die City, daß der Waffenſtillſtand mit Danemark bis zum
15. April verlangert iſt, und daß bis dahin ein definitiver Friede
hoffentlich zu Stande kommen werde.

Dagegen geht uns ſo eben folgende, mit Obigem im Wi-
derſpruch ſtehende, Mittheilung zu: Kopenhagen, d. 24. März,
3 Uhr Nachmittags. Wir können Jhnen noch eiligſt mittheilen,
daß das Miniſterium dem heutigen Reichstage mitgetheilt, es
hätten ſich die Unterhändler in London uüber die Friedens
baſis im Weſentlichen dahin verſtandigt, daß Schleswig, mit
Dänemark vereinigt, provinzielle Selbſtſtändigkeit behalte, und
daß die Daniſche Regierung daher auf ein Proviſorium einge-
gangen, während welches Schleswig durch eine vom König von
Daänemark zu erwahlende Regierung, von Daniſchen Truppen
unterſtutzt, adminiſtrirt werde, jedoch nur dann, wenn ruück
ſichtlich dieſes Proviſoriums noch eine letzte Bedingung einge-
raumt werde, (und dieſe ſoll, wie man ſagt, ſein daß wir
auch Rendsburg beſetzten denn darüber ſprach ſich das Mini-
ſterium nicht aus). Um darauf noch Antwort vor Beginn von
Feindſeligkeiten haben zu können, habe man ſich verpflichtet,
mit dieſen nicht vor dem 3. April anzufangen, ohne jedoch an
dieſes Datum ſich zu binden, wenn fremde Truppen früher in
die Herzogthümer einrucken, was ja wohl ſchon geſchehen
ſein wird. So wie auch hier doch nur noch wenige daran
glauben, daß es jetzt zum Friedensſchluß auf der erwähnten
Baſis kommen, vder daß uns fur ein Proviſorium auch die
letzte Bedingung eingeräumt werde, machte auch auf den Reichs
tag dieſe Mittheilung keinen genehmigenden Eindruck. (B. H.)

Dresden, d. 26. Maärz. Jn der heutigen Sitzung der
II. Kammer befand ſich auf der Regiſtrande unter Anderm
ein Antrag des Vicepraſ. Tzſchirner nebſt 16 Genoſſen, dem
jetzigen Miniſterium zu erklaren, daß es das Vertrauen des

Der Antrag lautet:
Jn Erwägung, daß jede Regierung in einem demokratiſchen Staate

eine parlamentariſche ſein muß, und daß ſie daher wenn ſie nicht unmit
telbar aus der Mehrheit der Volksvertretung hervorgegangen iſt, um ſich
mit dieſer in Einklang zu ſetzen, gleich von vorn herein über die Grund
ſätze, welche von letzterer befolgt werden, ihre Anſichten zu manifeſtiren
gehalten iſt in Erwägung, daß das Programm der damaligen Miniſter,
welches ſie bei ihrem Antritte verkündet haben die Hauptfragen der Ge
genwart in politiſcher und materieller Beziehung gar nicht berührt, und
daß das Miniſterium, als es deshalb behufs der weitern Aufklärung ſei-
ner Stellung zur Kammermehrheit interpellirt worden iſt, unter unbe
gründeten formellen Einwänden eine, wenn auch nur allgemeine, doch die
Prinzipien andeutende Auslaſſung verweigert, und mithin die Kammern
darüber, ob die politiſche Geſinnung des Miniſteriums der Majorität ent
ſpricht, nach wie vor in Unklarheit gelaſſen hat; in weiterer Erwägung,
daß von dem Miniſterium ſogar entgegenſtehende Anſichten über Fragen
von der größten Bedeutſamkeit an den Tag gelegt worden ſind, indem es
dem Bevollmächtigten bei der Centralgewalt die Hinwirkung auf einen
Cenſus für die Wählbarkeit zum deutſchen Staatenhauſe, ſowie die Her-
beiführung eines abſoluten Veto für das deutſche Oberhaupt geſtattet ſich
ferner aus ſeiner Mitte noch jetzt für eine vorhandene Fortſetzung des von
der deutſchen Nation zertrümmerten Bundestags, ingleichen angeſichts des von
einer großen Mehrheit der II. Kammer kurz vorher abgelehnten Gehor-
ſams der Soldaten außer dem Dienſt in ſchroffer Weiſe für deſſen Beibe-
haltung ausgeſprochen hat endlich in Erwägung, daß das Miniſterium
keine Anſtalt trifft, dem gerechten Verlangen des ſächſiſchen Volks auf Ge
nugthuung für die Ermordung Robert Blum's entgegenzukommen und den
Geſandten v. Könneritz aus Wien abzuberufen beantragen wir, daß ſich
die Kammer im Verein mit der andern dahin erklären möge, daß das
dermalige Miniſterium das Vertrauen der Volksvertretung nicht beſitzt.
Wir bezeichnen dieſen Antrag als dringlich und bitten ihn ohne Verwei-
ſüng an eine Deputation in Berathung zu nehmen, auch die Hauptbera-
thung in der nämlichen Sitzung wo über die ODringlichkeit entſchieden
wird, eintreten zu laſſen. Dresden, am 23. März 1849. Tzſchirner.
Wagner. Meyer. Tauerſchmidt. Bernhardt. Blanckmeiſter. Meinel.
Wehner. Thieme Garmann. G. H. Heeren. Helbig. Böttcher. Feldner.
A. Röckel. Jäkel. Riedel. Brückmann.

Dieſer gegen 14 Stimmen als dringlich bezeichnete Antrag
wird auf eine der nächſten Tagesordnungen kommen.
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Dresden, d. 26. Maärz. Unter dem 23. Marz iſt ein
königl. Oecret, den zur Verpflegung der Reichstrup-
pen, ſowie den anderweit fur die deutſche Marine ausge-
ſchriebenen Matricularbeitrag betreffend an die II. Kammer ge-
langt. Was nun zuvorderſt die von der proviſoriſchen Eentral-
gewalt unter dem 27. Nov. 1848 für den Zweck der baaren
Vergütung für die Verpflegung der im Reichsdienſte befindli-
chen Truppen ausgeſchriebene Umlage von 1 Mill. Thlr. an
langt, ſo heißt es in dem Decrete: Wenn nun die meiſten
deutſchen Staaten jener Aufforderung bereits nachgekommen ſind,
glauben auch Se. königl. Maj. der Abführung des auf Jhre
Lande diesfalls ausfallenden Matricularbeitrags von 37,752 Thlr.
(wovon jedoch zunächſt 5,915 Thlr., welche ſachſiſcherſeits fur
Naturalverpflegung der Reichstruppen in den Monaten October
und November zu beſtreiten geweſen, in Abrechnung zu brin-
gen ſein werden) nicht langer Anſtand geben zu durfen.“ Da
ferner laut Verordnung der proviſoriſchen Centralgewalt vom
12. Febr. d. J. fur den Zweck der Begrundung einer deutſchen
Marine abermals die Summe von 3 Mill. Thlr. verfügbar ge-
macht werden ſoll, und das Reichsminiſterium der Finanzen die
Erwartung ausgeſprochen hat, daß die hierauf bezuglichen Ma-
tricularbeiträge mit der einen Halfte zu Anfang des Marz, mit
der andern aber zu Anfang Mai eingezahlt werden ſollen, ſo
wird der durch Decret vom 2. Febr. an die Kammern gelangte
Bewilligungsantrag zugleich auch auf den anderweit mit 113,256
Thlr. zu dem angegebenen Zweck ausgeſchriebenen Matricular-
beitrag ausgedehnt und „ſehen Se. königl. Maj. hierüber einer
beiſtimmenden mit thunlichſter Beſchleunigung abzugebenden Er
klärung entgegen.“

Frankfurt a. M., d. 25. März. (DO. R.) Jch bin
im Stande, Jhnen das Entlaſſungs-Geſuch des Mini-
ſteriums Gagern mitzutheilen, deſſen wichtiger Jnhalt über
die ganze Lage der Centralgewalt Licht verbreitet.

„„Hoher, Reichsverweſer! Als nach dem Austritt des Herrn v. Schmer-
ling aus dem Reichs Miniſterium Eure Kaiſerliche Hoheit am 16. De
zember v. J. mich den gehorſamſt Unterzeichneten hatten berufen laſſen,
um mir die Vervollſtändigung des Miniſteriums aufzutragen, war es,
ehe ich dieſem hohen Vertrauen entſprechen konnte, meine Pflicht, Eurer
Kaiſerlichen Hoheit die politiſche Ueberzeugung zu unterbreiten', von der
ich mich mußte leiten laſſen dürfen, wenn ich mit dem Miniſterium be-
traut würde.

Jn dem Gefühle des dringenden Bedürfniſſes, daß die Löſung der
Aufgabe der National Verſammlung befördert und mit dem abzuſchlie-
ßenden Verfaſſungswerke zugleich der den Jntereſſen des Vaterlandes ſo
höchſt nachtheilige proviſoriſche Zuſtand der Centralgewalt der Beendi
gung zugeführt werden müſſe, faßte ich, nach gepflogener Berathung mit
meinen bisherigen Herren Kollegen, in folgenden Sätzen zuſammen was
wir, wenn wir das Miniſterium bilden ſollten, als unſere Richtung be
trachteten

1) daß Deutſchland als Bundesſtaat ſich konſtituire,
2) daß daran Oeſterreich fich nicht betheiligen werde,
3) daß das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſchland der künftigen Be

ſtimmung nach Konſtituirung beider Zwillingsreiche vorbehalten bleibe,
4) daß der Reichsverweſer von ſeinem Standpunkte mitwirken wolle,

dieſes Verhältniß in politiſcher und materieller Beziehung ſo eng als
möglich zu geſtalten und

5) daß Oeſterreich der Konſtituirung Deutſchlands keinerlei Hinder-
niſſe in den Weg lege, wie ſie auch ausfallen möge, namentlich
für den Fall, daß der Jnhaber der preußiſchen Krone als erbliches
Oberhaupt an die Spitze Deutſchlands geſtellt werde

6) daß ſofort eine Geſandtſchaft nach Olmütz oder Wien gehe, diefreundſchaftlichen und bundgenöſſiſchen Verhältniſſe zu kukkviren,

die hieſigen Schritte zu erklären und zu befürworten die Zukunft
vorzubereiten.

Auf Eurer Kaiſerlichen Hoheit Erklärung, daß Sie dieſes Programm
nicht beanſtandeten, trat das bisherige Miniſterium in das Amt. Der
am 18. Dezember v. J. an die National- Verſammlung von dem neuen
Miniſterium geſtellte Antrag: die unter dem 13. Januar d. J. dem
ſelben ertheilte Ermächtigung, mit der öſterreichiſchen Regierung über
das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſchland in Unterhandlung' zu tre
ten, und der von dem Reichs Miniſterium für ſämmtliche Regierungen

angebahnte Weg der Verſtändigung veranlaßte verſchiedene Erklärun
en von Seiten der K. K. öſterreichiſchen Regierung wonach es in
erbindung mit der dem Kaiſerthum Oeſterreich jetzt verliehenen Ver

faſſung nicht zweifelhaft iſt, daß Oeſterreich eine Verfaſſung für
Deutſchland, wie ſie als das Produkt der bisherigen Thätigkeit derNational- Verſammlung im Entwurfe vorliegt, für ſeine deutſchen
Staaten nicht annehmbar finde.

Nachdem nun der Verfaſſungs Ausſchuß dieſen Entwurf unter Be
rückſichtigung der Wünſche der Regierungen zur zweiten Leſung vorbereitet hatte, wurde von dem Abgeordneten Welder der bekannte An

trag geſtellt
1) den ſo vorbereiteten Entwurf der Verfaſſung nach dem Antrage

des Ausſchuſſes in Bauſch und Bogen anzunehmen,
2) Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen die in der Verfaſſung

feſtgeſtellte erbliche Kaiſerwürde zu übertragen c.
Das Miniſterium war bei dieſem Antrage unbetheiligt; nachdem er
aber geſtellt war und großen Anklang gefunden hatte, glaubten die
Mitglieder des Miniſteriums, die Abgeordnete ſind, in dieſer ihrer Ei
genſchaft bei der kritiſchen Lage des Vaterlandes jenen Antrag unter
ſtützen zu müſſen, als zu der Löſung führend, die ſie erſtreben mußten.

Der Antrag wurde geſtern von der National- Verſammlung ver
worfen, und das Miniſterium hält dieſe Entſcheidung unter den Um
ſtänden, wie ſie erfolgt iſt, von ſolcher Bedeutung, daß es ihm un
thunlich erſcheint, die Aufgabe der proviſoriſchen Centralgewalt in ei
ner dem Jntereſſe und der Wohlfahrt des Vaterlandes entſprechenden
Weiſe fortzuführen.

Es iſt Eurer Kaiſerlichen Hoheit bekannt, daß Dänemark den
Waffenſtillſtand gekündigt hat, ſo daß, wenn auch nicht alle Hoffnung
aufzugeben iſt, daß die Feindſeligkeiten nicht ſofort wieder ausbrechen,
le größere Wahrſcheinlichkeit für den Wiederbeginn des Krieges
pricht.

Es iſt Eurer Kaiſerlichen Hoheit ferner bekannt, daß die größe
ren Staaten Deutſchlands den Anordnungen der proviſoriſchen Central-
gewalt nur in ſehr bedingter Weiſe Folge leiſten. Am Entſchiedenſten
hat Oeſterreich der Wirkung dieſer Anordnungen ſich entzogen, und
wenn Deutſchland jetzt in einen Krieg verwickelt werden ſollte, ſo hat
es von Oeſterreich aller Wahrſcheinlichkeit nach keinerlei Unterſtützung
zu gewärtigen.

Baiern und Sachſen, durch den Vorgang von Oeſterreich ermu
thigt, beharren in ihrem Widerſtande gegen die Anordnungen der Cen-
tralgewalt.

Das Ausbleiben der Beiträge zur erſten Begründung einer deut
ſchen Kriegsflotte ſtellt die Exiſtenz dieſes, im Entſtehen begriffenen
NationalJnſtituts in Frage.

Die Macht Deutſchlands beruht auf der Macht Preußens. Dieje
nige Unterſtützung, welche Preußen bisher der Centralgewalt für die
Jntereſſen des Geſammtvaterlandes gewidmet hat, wird vielleicht nach
dem geſtrigen Beſchluſſe die gleiche nicht mehr ſein.

Es hat dieſer Beſchluß eine ſolche Zerklüftung der Parteien in der
National -Verſammlung, ein ſo unnatürliches Zuſammenwirken der ver
ſchiedenartigſten Jntereſſen und Ueberzeugungen zu dem einen Ziele her
ausgeſtellt, dem Beſtreben der Partei, die mit dem Miniſterium zuſam
mengeht, entgegen zu treten, daß die Fähigkeit der National Verſamm-
lung, eine Verfaſſung für Deutſchland zu Stande zu bringen, namentlich
die Oberhauptsfrage in einer dem nationalen Bedürfniß nach Einheit ent
ſprechenden Weiſe zu löſen, in ſo lange bezweifelt werden muß bis wieder
eine in den Prinzipien mehr übereinſtimmende Majorität beſteht.

Ohne eine ſolche fehlt dem Miniſterium der Centralgewalt, dasjenige
moraliſche Gewicht, wodurch es in den Stand geſetzt wird, ſowohl im
Verhältniß zur National- Verſammlung als nach Außen gedeihlich zu
wirken.

Diejenige Mehrheit welche ſich geſtern Angefichts der kritiſchen Lage
des Vaterlandes gebildet, hat die Berechtigung wie die Pflicht, die Bil
dung eines Miniſteriums möglich zu machen.

Jm Namen des bisherigen Geſammtminiſteriums welches ſich zur
Fortführung der Geſchäfte außer Stand ſieht, habe ich Eure Kaiſerliche
Hoheit gehorſamſt um die Entlaſſung aller ſeiner Mitglieder, einſchließ
lich der Unterſtaatsſekretaire zu bitten, indem ich zugleich deſſen tief em
pfundenen Dank ausſpreche, für die Unterſtützung und die Nachſicht, die
Eure Kaiſerliche Hoheit uns im Amte gewährt haben, und indem ich be
ſonders danke für das Wohlwollen, womit Eure Kaiſerliche Hoheit mich
perſönlich beglückten.

Frankfurt a. M., d. 22. März 1849. gez.
Frankfurt a. M., d. 26. März. Der „Amtl. Theil“

der Ober Poſtamts Zeitung enthaält Folgendes: Nach den zu
Frankfurt ſtattgehabten Ereigniſſen des 18. Septembers v. J.
gingen, ſelbſt aus den entfernten Gauen des deutſchen Vater
landes, reichliche Geldſpenden bei dem Reichskriegsminiſterium

ez. H. Gagern.
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für den Zweck ein, den bei jenen Ereigniſſen verwundeten Krie
gern und den Hinterbliebenen der Gefallenen eine Unterſtützung
zu gewähren. Das Reichskriegsminiſterium ließ durch das
Oberkommando der in und bei Frankfurt ſtehenden Truppen
genaue, amtlich begründete Nachforſchungen über die Schwere
der Verletzungen der Verwundeten, und über die Lage der von
den Gebliebenen zurückgelaſſenen Familien, einziehen. Als dieſe
Nachrichten vollſtandig eingegangen, die betreffenden Sammlun-
gen aber als geſchloſſen zu betrachten waren, trat auf Veran
Iaſſung des Reichsminiſterium des Krieges, eine Commiſſion,
beſtehend aus einem Mitgliede des Miniſteriums des Jnnern,
einem Mitgliede des Miniſteriums des Krieges, aus vier Mit-
gliedern der verfaſſunggebenden Reichsverſammlung, welche ſich
der Sammlung von Beitragen mit hochherziger Thatigkeit un-
terzogen hatten, aus einem kaiſerlich öſterreichiſchen Stabsoffizier,
einem großherzoglich heſſiſchen Hauptmann, einem koööniglich preu-
ßiſchen Lieutenant und drei Mitgliedern aus der Zahl der Mann
ſchaften vom Feldwebel abwaärts der hierbei in Betracht kom-
menden Truppentheile, für den Zweck zuſammen, das Maß der
Anſprüche der einzelnen Betheiligten nach allen Seiten prufen,
hieraus beſtimmte Kategorieen zu bilden und einen Plan fur die
Vertheilung der Geſammtſumme zu entwerfen.

Als leitendes Prinzip bei Entwerfung jenes Vertheilungs-
planes wurde angenommen, daß die Schwerverwundeten die er-
giebigſte Unterſtützung die Leichtverwundeten nur geringe Ga-
ben, mehr im Charakter eines Andenkens als einer Unter-
ſtutzung, erhalten, und bei den Hinterbliebenen der Gefallenen
auch die verſchiedenen Ledensverhältniſſe derſelben berückſichtigt
werden ſollten.

Durch die von der Commiſſion vorgelegten Vorſchlage, mit
denen das Reichskriegsminiſterium ſich einverſtanden erklart hat,
ſind die Verwundeten in 4 Klaſſen eingetheilt worden, welche
zerfallen
1) in ſo ſchwer Verwundete, daß ſolche arbeitsunfaähig ge-

worden ſind;
2) in ſchwer Verwundete, bei welchen nachtheilige Folgen für

die Arbeitsfahigkeit zuruückbleiben;
3) in Verwundete, die nach erfolgter Heilung noch nachthei-

lige Folgen ihrer Wunden, ohne Beeinträchtigung der Ar-
beitsfähigkeit, behalten werden

4) in Leichtverwandete, zu deren Heilung
a) 11 bis 12 Wochen

b) 6 104 6

erforderlich waren.
Von der eingegangenen Geſammtſumme von 8326 rheini

ſchen Gulden 47 Kreuzern iſt jedem Jndividuum
der Kategorie sub 1 eine Summe von 600 fl.

2 D3 50 54 von reſp. 25, 20 u. 14 fl.
zugebilligt, für die Hinterlaſſenen der Gebliebenen iſt die Sum-
me von 2800 fl. beſtimmt, fur die darunter auf Minorenne
fallenden Summen aber die pupillariſche Sicherſtellung ange
ordnet worden.

Die den Verwundeten zugebilligten Summen ſind denſel-
ben durch das Oberkommando der hieſigen Truppen, die fur
die Hinterbliebenen der Gefallenen beſtimmten aber den Bevoll-
mächtigten der Regierungen bei der proviſoriſchen Eentralgewalt,
zur Uebermittelung überwieſen worden.

Jndem das Reichskriegsminiſterium vorſtehenden Rechen-
ſchaftsbericht zu öffentlicher Kenntniß bringt, bleibt ihm nur
noch die angenehme Pflicht ubrig, den edlen Gebern im Namen

der Betheiligten den wärmſten Dank fur ihre ſo hochherzig ge
ſpendete Hilfe hiermit auszudrücken.

Frankfurt a. M., den 18. März 1849.
Der Reichsminiſter des Krieges

Peucker.
Freiburg, d. 22. März.

Prozeſſe gegen Sfruve und Blind war in er geſtrigen
Sitzung mit der Wegnahme der Zollamtskaſſe zu Kadelburg ge
ſchloſſen worden. Heute wurde daſſelbe von da an fortgeſetzt
und bis zum Ende des Zuges verfolgt. Darauf begann das
Zeugenverhör über die Septemberereigniſſe. Jm Ganzen ſind
jetzt gegen 30 Zeugen vernommen. Nachdem die Zeugen uber
die Wegnahme zweier öffentlichen Kaſſen in Saäckingen verhört
waren, wurde ſogleich zu dem Gefechte bei Güntersthal über-
gegangen, worüber die Hauptleute v. Hundbiß und Hoffmann
vom 4. badiſchen Jnfanterieregiment und der Regimentsarzt
Wucherer von hier mehrere Mittheilungen machen worauf eine
Reihe von Aktenſtucken zur Verleſung kommen mit Struve's
Unterſchrift verſehene Aufrufe zu bewaffnetem Zuzuge und an
dere auf Organiſation des Freiſchaarenzuges bezugliche Docu-
mente, Erklärungen von Gemeinden, Beſchlüſſe von Volksver-
ſammlungen und dergl. Ueber den Septemberaufſtand, und
zwar vorerſt über die Ereigniſſe in Lörrach, wurden zehn Zeu-
gen vernommen. Darunter bereiten einige den Angeklagten,
Struve ſowohl wie Blind, einen harten Stand, obgleich nicht
gelaugnet werden kann, daß Beide, beſonders aber Struve,
mit vielem Geſchick und Talent die fur ſie vortheilhaftere Seite
hervorzukehren ſuchen. Der Einfall, die Proklamirung der Re
publik, die Einſetzung einer proviſoriſchen Regierung die Ver
haftung der Beamten, Beſchlagnahme der Kaſſen, Aufbietung
der bewaffneten Mannſchaft unter Androhung des Standrechts,
die Maßregeln der Gewalt gegen einzelne Perſonen, wie gegen
den praktiſchen Arzt Kaiſer und beſonders gegen den Poſtmeiſter
Martin, die Loskaufung Solcher, die man zu dem Anſchluß an
den Freiſchaarenzug fur verpflichtet erklärt hatte ec., bildeten die

Hauptpunkte des Verhoörs. (N. Fr. 3.)Wien, d. 24. März. Aus Siebenbürgen ſind uns fol
gende Nachrichten zugekommen. Der Feldzeugmeiſter Puchner
war an der Spitze ſeiner Truppen ſiegreich gegen die Szekler
vorgedrungen. Wahrend der Zeit hatte der Jnſurgentenchef
Bem ſeine Schaaren geſammelt, und war mit 12,000 Mann
wider das von 3000 Mann ruſſiſcher Truppen beſetzte Hermann-
ſtadt gezogen. Die letzteren widerſtanden zuerſt dem ihnen ſo
weit uüberlegenen Feinde, zogen ſich aber nach mehrſtundigem
Kampfe aus Hermanſtadt zurück, gefolgt von zahlloſen fluch-
tenden Einwohnern. Bem ruckte darauf in die Stadt ein.
Nach einigen Stunden zog er ſich jedoch wieder aus derſelben

zurück. (D. R.)An der Borſe erhielt man heute die beſtimmte Kunde,
daß die Feſtung Komorn capitulirt habe.

Wien d. 25. März. Die „Wiener Ztg.“ meldet „Se.
Kaiſerl. apoſt. Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Entſchlie
ßung vom 17. d. M. den außerordentlichen Geſandten und be-
vollmächtigten Miniſter am Koöniglich preußiſchen Hofe, Joſeph
Grafen von Trautmannsdorf-Weinsberg, auf ſein allerunterthä-
nigſtes Anſuchen von dieſem Poſten abzurufen und demſelben
bei deſſen Uebertritte in den wohlverdienten Ruheſtand, ſo wie
zum Zeichen der beſonderen Allerhöchſten Zufriedenheit mit ſei-
nen langen, treuen und ausgezeichneten Dienſten das Groß-
kreuz des Kaiſerlich öſterreichiſchen Leopold-Ordens taxfrei Aller-
gnädigſt zu verleihen geruht. „Gleichzeitig haben Se. Majeſtät
die dadurch in Erledigung gekommene Stelle Allerhoöchſtihres
außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſters am
Königl. preußiſchen Hofe dem bisherigen bevollmaächtigten Mi-

Das Zeugenverhor in dem
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niſter in Athen, Feldmarſchall- Lieutenant Anton Freiherrn Pro
keſchOſten], zu verleihen befunden.“

Ungarn.
Peſth, d. 22. März. Vorgeſtern ſind zahlreiche Trup

pen Abtheilungen ſammt Geſchütz nach dem Kriegsſchauplatze
gezogen. Das Netz um Debreczin ſchlingt ſich immer enger.
Puchner drang bis Großwardein vor der Ban erreicht in die-
ſen Tagen Szegedin und Schlick iſt über die Theiß gedrungen.

Hammerſtein ſoll in Nyiregyhaz acht Stunden vor Debreczin
ſein; eine Nachricht, die jedoch nicht minder der Beſtätigung
bedarf, als die düſteren Gerüchte von den Erfolgen Bem's in
Siebenbürgen.

Jtalien.
(Frankfurt a. M., d. 26. März.) Wir theilen nach-

ſtehendes Privatſchreiben eines Handlungshauſes mit, ohne die
vollkommene Wahrheit deſſelben in allen Punkten verbürgen zu
wollen: Baſel, d. 24. März. Nach den heute aus dem Kan-
ton Teſſin erhaltenen Nachrichten haben die Feindſeligkeiten be
gonnen, indem die piemonteſiſchen Truppen am 20. d. M. um
Z Uhr Nachmittags ungefähr 24,00 Mann ſtark, den Teſſin
auf der Brücke von Buffalona paſſirten. Die Oeſterreicher zo-
gen ſich von allen Punkten der Grenze zurück, ohne Widerſtand
zu leiſten. Für den Augenblick concentrirten ſie ſich um Mai-
land man glaubt aber, daß ſie daſſelbe nicht behaupten, ſon
dern ſich hinter die Adda zurückziehen würden. Laut Berichten
aus Como vom 22., wurden die Piemonteſen bereits an jenem

Tage dort erwartet. (Fr. OPAZtg.)Jn der Abendbeilage der Wiener Zeitung vom 23. Marz
leſen wir: Nach den heutigen Nachrichten aus Mailand vom
19. März wird gemeldet, daß bei dem am 16. Marz bei Pia-
cenza ſtattgefundenen Gefechte mit den Piemonteſen auch drei
Kanonen in unſere Hande gefallen ſind. Es wird ferner aus
Piacenza geſchrieben daß die lombardiſchen Freiſchaaren, welche
die Vorhut Karl Albert's bilden müſſen, bereits um Erlaſſung
des Vorpoſtendienſtes gebeten haben. Am 18. und 19. März
herrſchte fortwährend die größte Ruhe in Mailand. Vom Lago
Maggiore her erwartet man eine Jnvaſion der Piemonteſen.

Mailand, d. 22. Maärz. Die Feindſeligkeiten haben
begonnen. Man hoört Kanonendonner von der Seite von Pa-
via her. Ueber die Bewegung der beiden Armeen iſt hier noch
nichts Gewiſſes bekannt. Die Eroffnung der Feindſeligkei-
ten wird von anderer Seite beſtätigt. Es ſcheint daß die bei-
den Parteien vorgerückt ſind, die Piemonteſen nach Buffalora
zu, und die Oeſterreicher bei Pavia den Gravellone überſchrei
tend, ſo, daß beide neben einander vorbei operirten. Die oſter-
reichiſchen Truppen haben ſich, wie es ſcheint, in St. Angelo
zuſammengezogen, zwiſchen Lodi und Pavia, ſie bilden eine
große Linie von Piacenza nach Magenta, vom Po und langs
der Teſſinerlinie. Das Gros der ſardiniſchen Armee ſteht ihr
gegenüber auf der andern Seite des Teſſin und ein detachirtes
Corps von 20,000 Mann hat, wie man ſagt, die Abſicht,
durch den Lago Maggiore in die Lombardei einzudringen und
die Berglinie über Vareſe, Como, Lecco und Bergamo zu ver-
folgen. Die beiden Heere ſind geſpannt darauf, ſich zu meſ
ſen und man erwartet als Anfang der Feindſeligkeiten eine
große Schlacht.

Dem koönigl. Decret wegen Auflöſung der Kammern in
Neapel geht ein langer Bericht an den König voran, den
ſämmtliche Miniſter unterzeichnet haben, und worin die Majo-
ritaät der Kammer als eine „unruhige, verbrecheriſche Maſſe“
bezeichnet wird. Es werden in dieſem Berichte alle Ereigniſſe
ſeit dem 10. Febr. 1848 reſumirt, an welchem Tage der Konig

die Verfaſſung gegeben hatte. Als Motiv zur Auflöſung wird
untern Anderm auch die geringe Anzahl von Wahlern bezeich
net, die an den Wahlen theilgenommen. (C. 3.)

Briefe aus Rom vom 15. März melden den Tod zweier
Cardinäle. Mezzofanti (der Sprachkenner) ſtarb in Rom
in der Nacht vom 14. auf den 15. Maärz, Pietro Oſtini in
Neapel am 9. März. Vom 20. an ſoll die Zollgrenze
zwiſchen Rom und Toscana fallen.

Frankreich.
Paris, d. 24. März. Die Noten der franzöſiſchen Re

gierung an Carl Albert fordern dringend die Erhaltung des
Friedens.

Die Nationalverſammlung hat am 24. d. das Klubgeſetz
mit ſeinen 29 Paragraphen angenommen. Die Verſammlung
beſchließt eine dritte Leſung und vertagt ſich um 6 Uhr.

Guizot und die Fürſtin Lieven ſind in Paris.
Der Praſident ſoll gar nicht für den Krieg, ſondern der

friedlichen Diplomatie zugethan ſein, und ſeine fixe Jdee iſt
heute durch einen europäiſchen Kongreß auf dem Wege der
Unterhandlungen eine Reviſion der Verträge von 1815 herbei-
zuführen.

Aus Lyon wird gemeldet, daß dort die Kunde von der
Annahme des Art. 1 des Clubgeſetzes keine Ruheſtorungen her-
vorrief, weil die Arbeiter ſelbſt einſehen, daß gerade das Beſte-
hen der Clubs eine Haupturſache des Darniederliegens der Ge
ſchäfte war.

Großbritannien und Jrland.
London, d. 23. März. Daily News betrachtet den

Wiederausbruch des Kampfes zwiſchen Sicilien und Neapel we
gen der Nichtannahme der vom Könige von Neapel octroyirten
Conſtitution als gewiß die Haupt Einwendungen der Sicilianer
gegen die neue Verfaſſung ſeien: die Abſchaffung ihrer alten
erblichen Pairie und der Munizipal-Regierung, welche der Koö
nig durch Prafekturen und Maires nach franzoſiſcher Art erſetzen
wolle, und das ſchon in der Verfaſſung feſtgeſetzte Budget, was
den Sicilianern die kräftigſte konſtitutionelle Waffe, die Steuer
verweigerung, nehme.

Spanien.
Madrid, d. 17. Maärz. Jn der geſtrigen Sitzung des

Senates richtete Herr Alcala Galiano an die Miniſter die Fra-
ge, ob die in dem Rundſchreiben des Kardinals Antonelli vom
29. Januar enthaltene Angabe, daß Spanien ſich erboten habe,
den Papſt in den Beſitz ſeiner weltlichen Souverainetaät wieder
einzuſetzen, und bereits Kriegsrüſtungen zu dieſem Behufe
treffe, gegrundet wäre. Herr Galiano druckte die Anſicht aus,
daß dieſe Hulfsleiſtung um ſo weniger als geeignet erſcheinen
dürfte, als auf der einen Seite die zwiſchen Spanien und dem
päpſtlichen Stuhl obwaltenden Mißhelligkeiten noch nicht vollig
ausgeglichen wären, auf der anderen Seite aber dieſes Land
ſelbſt durch einen inneren Krieg erſchöpft wurde. Der Mini-
ſterpraäſident, General Narvaez, erklärte darauf, fur jetzt Still-
ſchweigen beobachten zu müſſen, daß aber die Regierung dem
Papſt ihre Hülfe angetragen habe, und ihr Verſprechen mit der
der ſpaniſchen Nation gebührenden Beruückſichtigung erfullen
werde, denn was dem ſpaniſchen Volke an Reichthum abgehe,
beſäße es an Tapferkeit und religiöſem Sinne im Uebermaße-

Amerika.
Neuyork, d. 5. März. Die Antrittsbotſchaft des neuen

Präſidenten der Union, General Taylor, iſt heute dem Con
greſſe zu Waſhington zugegangen und verleſen worden. Sie



erneuert die ſchon früher von Taylor abgegebenen Zuſicherun
gen, bei Handhabung der Verwaltung und Regierung in die
Fußtapfen Waſſhington's zu treten, keine Verfolgung gegen po
tiſche Gegner zu uüben, welche etwa Jnhaber öffentlicher Aem-
ter ſind, nicht bloß Localintereſſen zu berückſichtigen c. Tay
lor erklärt auch, daß ſein Land eine ſtrenge Neutralität bei al
len Nationalzwiſten oder Erſchütterungen bewahren werde, wel
che gegenwärtig in Europa ſtattfinden oder ſich etwa ſpäter
noch ereignen mögen. Zugleich ſpricht er eine innige Sympa-
thie mit allen Kampfen aus, welche die Rechte des Volkes
und die Erweiterung der Segnungen der Freiheit zum Gegen-
ſtande haben.

Perſonen Frequenz der Magdeburg-LeipzigerPerf Freg Eiſenbahn
Bis inel. den 10. März e. wurden befördert 80,982 Perſonen.
Vom 11. März bis inel. 17. März o. inel.

949 Perſonen aus dem Zuwiſchenverkehr 9,276 Perſonen.
Summa 90,258 Perſonen.

Vereinigte Gemeinde
Sonntag den 1. April Gottesdienſt Herr Candidat Lohſe.

Fonds und Geld-Cours.
Berlin den 27. März.

8f. Brief. Geld. f. Brief. Geld.
Freiw. Anl.! 5 (101 100 omm. Pfnudbr. 31/, 922 92er. Tauſch 3 79 79 er u. Nm. do. zu 93

Seeh. Pr. Sch. 99 98 Schlefiſche do. 3

Kur u. r d L ga 49Schuldverſchr. 3 ant. do. aPr. 98 Pr. Bk.-A.Sch. 861 851
do. do. JoPfandbr. 3 853 847 Friedrichsd'or 137 13Seht We do. 4 9627. And. Goldm. à
do. do. 31 807 80 5 12 12Oſtpr. Pfandbr. 31 90 898/, [Disconto

Eiſenbahn Aetien.
Stamm (gf. PrioritätsigſZf.Actien. Actien.Brl. Anh. Lit. Berl.- Anhalt 4 87 B.A. B. a 73:/, B. do. Hambg. 90/, G.

do. Hamb. 4 50 B. do. II. Seriedo. St.Star. 4 84 B. o. Potsd. M. 83! B.
do. Potsd.M. 4 52 à 51/, bz. o. do. 94 2 93 bz.
MagdHlbſt. 4 109 B. o. Stettiner 102 G.do. Leipziger 4 gd. Leipz.Halle Thür. 4 48 bz. Halle Thür. v.Cöln Mind. 31/,74 à bz. Cöln Mind. G.do. Aachen 4 47/, B. Rh. v. St. gar.
Bonn Cöln 5 102 G. d. 1.Priorität JDüſſeld.Elf. 4 2 o. St. Pr aSteel. Vohw. 4 33 B. Düſſeld.-Elf. h
Nſchl. Mark. 31/,71 B. 70/, G. W W

i e 4Wo 898/, B. G. do. III. Serie 93 bz.
do. Lit. B. 31 892/, B. G. do. Swgrhn. 4 T
Coſel-Oderb. 4 S W 9 B.Bresl. Freib. 4 Oberſch denKrakObſchl. 4 37 B. Krak-Obſchl. B.
Berg.-Märk. 4 54/, B. CoſelOderb. 5 sStarg. Poſ. 31,70 B. 69 G. teel.Vohw. 88 G.
BriegNeiſſe 4 o. II. Serie cMgd.Wittb. 4 rsl.Freib. SBerg. Märk. 4 97 G

Quitt. B. nad 4 etien.Aach.Maſtr. eLudw. Bexb.Ausl. Qb. 24 I 4 86 G.Peſth. 26 Fl. Kiel Alt. Sp. 4t Ndb. 4 31 à 2 bz. mſt. R. Fl. 4AWMcklb. Thlr. 4 332 B.
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Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Halle den 27. März.

Weizen 1 21 9 3 K bis 2 ARoggen 3 23 9 28 5 9Gerſte 3 21 3 25Hafer 2 15 2 17 6Magdeburg, den 27. März. (Nach Wispeln.)

Weizen 43 50 Gerſte 20 28Roggen Hafer 14 16Berlin, den 27. März.
Weizen nach Qualität 54——56
Roggen loco 24—25

ſchwimmend 23-24
pr. Frühjahr 82pfd. 221 Br., 22 G.

Mai Juni 23 Br.Juni Juli 24 verk. u. Br.
Juli Auguſt 25 Br. 24 G.

Gerſte, große, loco 2122
kleine 17--19

Hafer loco nach Qualität 13-14
pr. Frühjahr 48pfd. 13 à 12

Rüböl loco 14 Br. 14 G.
pr. März 14 Br. 14 G.
März April 14 Br., 137 G.
April Mai 13 Br. 13 bz. u. G.

Mai/ Juni 138/, Br. 132/, bz. u. G.
Junni/ Juli 137 Br., 13 G.

Juli/Auguſt 13 Br., 13 G.
Aug. Sept. 13/, Br. 131 G.Sept. Oct. 13 Br. 13 bz.
Octbr./ Novbr. 13 Br., 13 G.

Leinöl loco 11*/, à 11
Lieferung pr. April Mai 10 Br.

Spiritus loco ohne Faß 14 à verk. u. Br.
pr. März 142 Br.
April Mai 1487, verk.
Mai/ Juni 15 verk.Juni/ Juli 152/, Br. 15 G.
Juli Auguſt 16 verk. u. Br.

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 27. März Abends 6 Uhr am Unterpegel 6 Fuß 5 Zoll.
am 28. März Morgens 6 Uhr am Unterpegel 6 Fuß 5 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 27. März 9 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 27. bis 28. März

Jm Kronprinzen Se. Erl. der Graf v. Schönburg a. Wechſelburg.
Hr. Baron v. Oertzen a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. Hellriegel a.
Leipzig, Richers a. Bremen, Schwarz a. Celle, Wiedemann a. Chem
nitz. Mad. Arlt a. Bromberg.

Stadt Zürich Hr. Major Cronenbeld, die Hrrn. Hauptl. v. Rüderer,
Frh. v. Gowensborg, Frh. v. Bettſchort, Held, v. Ribaupierre, v.
Thiereck u. Hr. Oberlieut. u. Adjut. Schatte a. Regensburg. Die
Hrrn. Kaufl. Reiß a. Frankfurt, Keßler a. Abterode, Schwabe a.
Leipzig.

Goldnen Ring: Die Hrrn. Oekon. Seitler a. Teuchern, Hoffmann
Hr. Mühlenbeſ. Häfter a. Gersdorf. Hr. Förſtera. Kinſtedt.

Choppe a. Althaufen. Hr. Buchhalter Thomas u. Hr. Kaufm. Bie
ler a. Leipzig.

Engliſcher Hof Die Hrrn. Lieut. v. Schlegel, v. Barby, v. Cariſch
u. Hoffmann a. München. Hr. Rittergutsbeſ. Schimmelſchmidt g.
Ankendorf. Hr. Fabrik. Freitag v. Deſſau.

Goldnen Löwen Hr. Lederfabrik. Blegenheuſt a. Eupen. Die Hrru.
Kaufl. Hoffmann a. Bernburg, Kurtz a. Reichenbach, Fehſe a. Bran
denburg, Grünthal a. Berlin. Die Hrrn. Lieut. v. Stahr, v. Ber
tini, v. Bruns u. Graßhof a. Baiern.

Schwarzen Bär: Hr. Fabrikbeſ. Steckner u. Hr. Kaufm. Meſſenbring
a. Merſeburg. Die Hrrn. Kaufl. Sommerfeld a. Magdeburg, Loch
mann u. Treumann a. Berlin. Hr. Fabrik. Scharfe a. Limlingerode.

Die Hrrnu. Pferdehdlr. Gebr. John a. Mühlhauſen,
Hr. Kaufm. Gütermann a. Bamberg.

Goldne Kugel:
Hübner u. Moller a. Luckau,.



Bekanntmachungen.
Wegebauten.

Die Straße von Halle nach Schrap
lau c. ſoll, ſo weit ſie durch die Feldmar
ken von Unter- und Mittelteutſchen-
thal, ſo wie Boßdorf fuhrt, ſofort in
Stand geſetzt und dieſe Arbeit an den
Mindeſtfordernden ſtreckenweis oder im
Ganzen verdungen werden, wobei die Aus-
wahl vorbehalten bleibt.

Hierzu ſteht Termin auf
Montag den 2. April d. J. Morgens

10 Uhr im Roößler'ſchen Gaſthofe zu
Mittelteutſchenthal

an, und werden Unternehmungsluſtige dazu
mit dem Bemerken eingeladen, daß die
näheren Bedingungen im Termine ſelbſt
bekannt gemacht werden ſollen.

Halle, den 25. März 1849.
Der Rechnungs-Rath.

Stapel.

Auction.
Mittwoch und Donnerstag, den 4. und

5. April d. J., Vormittags von 9 Uhr
an ſoll wegen Wirthſchaftsveränderung auf
dem Schnapperelle'ſchen Gute zu
Schlettau bei Löbejün ſämmtliches Vieh
und Wirthſchafts-Jnventarium, und zwar:
Mittwochs das Vieh, beſtehend in

6 guten Arbeitspferden,
6 Fohlen, worunter 2 egale Fuüchſe

und 4 ſchwarze Hengſte,
24 Stück Rindvieh, alle ſchwarz von

Farbe
300 Stück Schaafe, wobei 120 Muts-

terſchaafe mit Laämmer, ſo im Gan
zen, das jüngſte Vieh aber je zu
10 Stück ausgeboten, und

Donnerstag den S. April
ſaämmtliches zur Ackerwirthſchaft gehoö

rende Schiff und Geſchirr
unter den im Termine bekannt zu machen-
den Bedingungen gegen gleich baare Be
zahlung verkauft werden wozu Kauflieb-
haber ſich einfinden wollen.

Schlettau, den 27. März 1849.

Haus und Ackerverkauf.
Jch beabſichtige mein zu Wenden, ei-

nige Schritte von Mücheln belegenes, faſt
zu jedem Geſchäft paſſendes, lehn und
zinsfreies Gehoöfte, beſtehend aus einem erſt
vor 11 Jahren neu und ſehr gut erbau
ten, im beſten Zuſtande befindlichen, be
quemen und geraumigen Wohnhaufe mit
Seitengebäude, Thorfahrt, Hofraum und
Garten, circa 19 Morgen groß, ſo wie
meine unmittelbar hinter dieſem Gehofte
liegenden 2 Aecker zu verkaufen.

Der größere Theil der Kaufſumme kann
egen hypothekariſche Eintragung auf dieſe
chuld und pfandfreien Grundſtücke und
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jährliche Verzinſung zu 4 Prozent bis nach
einer beiden Theilen freiſtehenden dreimo-
natlichen Aufkündigung beim Käufer als
Darlehn ſtehen bleiben.

Heine,
Land und Stadtgerichtsrath zu Wenden.

Dank und Anzeige.
Für die vielfachen Beweiſe der Liebe

und Freundſchaft, die unſerm unvergeßli-
chen Vater, Schwiegervater und
Großvater, dem Zimmermeiſter Joh.
Chriſtoph Wiedemann, auf dem Wege
zu ſeiner letzten Ruheſtätte zu Theil ge-
worden, ſage ich im Namen der ganzen
Familie dem Wohlloöbl. Schuutzencorps,
dem er über 50 Jahre angehoöörte, den
übrigen verehrten Herren Mitbürgern,
ſo wie beſonders auch den Herren Geiſt
lichen, den tiefgefühlteſten Dank. Zu-
gleich aber füge ich die Bemerkung hinzu,
daß ich das von dem Seligen betriebene
Geſchäft in ſeiner ganzen Ausdehnung fort-
führen werde, weshalb ich namentlich auch
die Ausführung von Bauten uüber-
nehme und die reellſte Bedienung verſpre
che, um mich des von meinem guten
Schwiegervater genoſſenen Vertrauens wur
dig zu machen, welches ich hiermit auf
mich zu übertragen bitte.

Freyburg, den 26. März 1849.
C. G. Heydenreich,

Lotterieeinnehmer.

Anzeige.
Hiermit erlaube ich mir die ergebenſte

Anzeige zu machen, daß ich das von mei-
nem ſel. Schwiegervater, dem Zimmer-
meiſter Joh. Chriſtoph Wiedemann,
betriebene Geſchäft des Holzhandels,
ſo wie die Ausführung von Bauten
in meinen Namen fortſetzen werde, mit
der ergebenſten Bitte, das dem Seligen
geſchenkte Vertrauen gütigſt auf mich über
gehen zu laſſen, und verſpreche, durch die
reellſte Bedienung mich deſſelben ſtets wur
dig zu machen.

Freyburg, den 26. März 1849.
C. G. Hevdenreich,

Lotterieeinnehmer.

Kapitalien von 150, 300,
400, 550, 1900 und 1500 Thaler, ſo
gleich zahlbar, ſind auszuleihen durch
den Sekretair Kleiſt, große Klausſtraße
Nr. 896.

Eine Wirthſchafterin von geſetzten Jah
ren, die hinſichtlich ihrer Tuüchtigkeit und
Sittlichkeit ſich genügend auszuweiſen ver
mag, wird zu Johannis e. auf ein Gut
bei Bitterfeld geſucht. Hauptbedin-
gung iſt die Führung der Viehwirthſchaft
und des Molkenweſens. Frankirte Adr.
mit St. A. bezeichnet befördert die Expe-
dition des Couriers.

Gesangbücher,
Halleſche, Magdeburger, Berliner,

Halleſche Dom und deutſch katholiſche
Geſangbücher empfehle ich ord. u. ff. ge
bunden billigſt. J. G. Grosse.

Große Ulrichsſtraße Nr. 15.

50 Stück fette Hammel (Kornmaſt)
ſtehen in Merſeburg auf dem Enten
plan Nr. 196 zu verkaufen.

Zum ſofortigen Antritt in ein Mate
rial-Geſchaäft wird ein junger Commis ge-
ſucht und nimmt die Expedition des Cou-
riers frankirte Offerten zur Weiterbefoör
derung unter Adr. A. B. an.

Alle Sorten Kleeſaamen empfehlen zu
billigen Preiſen

Teuſcher Vollmer,
Ober- Leipzigerſtraße.

MoccaKaffee und Pecco-Thee empfiehlt
Wilhelm Schulze in Oſtrau.

Auf ein Rittergut in der Nähe von
Jena wird ſofort ein Lehrling geſucht.
Nähere Auskunft ertheilt Herr Kaufmann
Roland zu Bürgel bei Jena.

Jn der Ranniſchen Straße Nr. 499
iſt die BelEtage (mit allem Zubehoör),
in welcher der Herr Oberſt Papendick
bisher gewohnt hat, vom 1. October ab
an eine ſtille Familie zu vermiethen. Das
Nähere iſt zu erfragen bei der Beſitzerin
ſelbſt.

Zu vermiethen.
Jn meinem Hauſe, Klausſtraße Nr.

894, iſt Laden nebſt Wohnung den 1.
April zu vermiethen.

Ein großer, faſt neuer eichener Roöhr-
kaſten iſt daſelbſt zu verkaufen.

Julius Haaſe.

Conſtitutioneller Club.
Sitzung Donnerstag den 29. März Abends 71 Uhr im Kühlenbrunnen: 1) Kam-
mer Verhandlungen in Berlin 2) National Verſammlung in Frankfurt a. M.
3) Gemeinde Ordnung; 4) Gerichts Organiſation.
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Die „„Neue Halleſche Zeitung erſcheint regelmäßi
antage des vorhergehenden Tages, liefert die Ver

undzwanzig Stunden nach geſchloſſener Sitzung
r zufolge, vom 1. April d. J. abrung zu erſeburglichen Officiums des

lungen der erſten un
im bisherigen Umfange und wird, einer bohen

ſämmtliche Bekanntmachungen der Königl. Regie
und den von derſelben reſſortirenden Behörden namentlich des landräth-
aalkreiſes) zur öffentlichen Kenntniß bringen.

bereits am Nachmit-
zweiten Kammer vier-

Der vierteljährliche Abonnements- Preis beträgt für Hieſige funfzehn Silber-

nommen in der Buchhandlung von Eduard Anton und in
(Bruno'swarte Nr. 511).
nächſten Königl. Poſtamt Möglichſt bald

groſchen, bei Beziehung durch die Poſt überall nur 182 Sgr. Beſtellungen werden ange-
der Expedition der Zeitung

Auswärtige erſuchen wir, die „Neue Halleſche Zeitung“ bei dem
beſtellen zu wollen.

Die Redaktion.

Das erſte Herren-Garderobe- Magazin
aus Verlin

bezieht gegenwärtigen Markt mit einem Lager der neueſten und geſchmackvollſten
Sommer-Palletots, Twins, Tuchoberröcke, Leibröcke, Weſten,
Schlaf-, Haus- und Pelzröcke.

Saämmtliche Waaren ſind von den neueſten und beſten Stoffen nach letzten Pa
riſer und Wiener Journalen angefertigt, und ſind die Preiſe ſo billig geſtellt, daß
jeder geehrte Käufer das Lokal befriedigt verlaſſen wird.

Das Verkaufslokal befindet ſich

große Steinſtraße Nr. 162
beim Herrn Rentier Schmidt.

Umschlagetücher und Shawls
empfehlen zum Markt eine große Auswahl in neueſten prachtvollen Muſtern

Gebrüder Dombrowsky aus Leipzig.
Stand: am ſchwarzen Adler.

Fortbildungsſchule zu Quetz.
Montag den 2. April Vormittags 10 Uhr wird eine öffentliche Prüfung der

Zöglinge unſerer Anſtalt ſtattfinden. Gegenſtand derſelben werden für beide Klaſſen
deutſche Sprache und Rechnen, fur die erſte vorzugsweiſe Chemie, Phyſik, Geogra-
phie und Geſchichte ſein. Auch wird einigen Schülern Gelegenheit gegeben werden,
ihre Gewandtheit im freien Vortrage zu bethatigen. Die Eltern und Verwandten
unſrer Zoglinge, ſowie diejenigen, welche kunftig Söhne unſrer Anſtalt anvertrauen
und ſich zuvor über den Zuſtand derſelben unterrichten wollen, werden zu dieſer Prü-
fung eingeladen. Der neue Kurſus beginnt am 16. April. Anmeldungen neuer
Schüler werden wir bis dahin entgegennehmen. Hildenhagen. Dr. Ule.

Sehr große dunkelrothe und feinſchälige Wkeſſ. Apfelſinen
empfiehlt zu den bekannt billigſten Preiſen in Dutzenden und

einzeln Boltz e.Große Meſſ. Citronen, à Dtzd. 7 bis 9 Sgr., bei Voltze.

Ausverkauf.
Veraänderungshalber bin ich geſonnen, mein in der Leipziger Straße Nr. 396

befindliches Kleidermagazin, beſtehend in den feinſten Ober und Leibroöcken, Twinen,
Beinkleidern und Weſten, nach den neueſten Deſſeins und gut gearbeitet, ſowie eine
Partie feine, mittlere und geringere Tuche und Buckskins, zu ſehr billigen Prei-
ſen zu verkaufen.

Sollte ſich Jemand finden, der bereit wäre das ganze Waarenlager zu über
nehmen, ſo werde ich den Preis und die Bedingungen ſehr annehmbar ſtellen.

C. G. Hartig, Schneidermeiſter.

Sebauerſche Buchdruckerei.

Es ſtehen noch einige Sopha und
Stühle zu verkaufen.

Lampe, große Brauhausgaſſe.

Union.
Freitag den 30. l. M. General Ver-

ſammlung n. d. 22. Der Vorſtand.

Hochſtaämmig veredelte Kirſch-, Pflau
men-, Aprikoſen-, Birn- und Aepfel
bäume, ſowie Franzobſt von Birnen,
Pflaumen, Aprikoſen und Pfirſichen auch
noch ſehr ſchöne hohe Roſen, Kugel-Akazien,
Weinfechſer und Spargelpflanzen empfiehlt
zu den billigſten Preiſen

C. Rööder, Steinweg Nr. 1703.

Meubles- Auction.
Sonnabend den 31. d. M. Nachmit-

tags 2 Uhr werden in dem Hauſe, Spie-
gelgaſſe Nr. 59, vier Sophas, mehrere

Kommoden, Tiſche, Spiegel und Kleider
ſchränke gerichtlich verauctionirt werden.

Graäwen, Auct. C.

Stadt- Theater in Halle.
Donnerstag den 29. März

Zum Benefiz für Herrn Colditz:
Zum erſten Male:

Für Jeden Etwas,
oder

Oper, Schauſpiel, Ballet.
Potpourri mit Geſang und Tanz in drei
Abtheilungen, nebſt einem Zwiſchenſpiel.

Iſte Abtheilung Der Benefiziant in Ver-
legenheit, oder: Es liegt
tiefer.

2te Abtheilung Peter in der Fremde, oder
Der Sohn auf Reiſen
(Luſtſpiel).

Zte Abtheilung: Muſikaliſches Sträußchen
(Oper).

3Z wiſchenſpiel:
Eiſele und Beiſele im Stadttheater

zu Halle.
Zu dieſer Vorſtellung ladet ergebenſt ein

Louis Colditz.

Beil
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Beilage zu Nr. 74 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Donnerstag, den 29. Härz 1849.

Kammerverhandlungen.
Erſte Kammer.

Berlin, den 26. März.
Erledigt wurden einige geſchäftliche Sachen. Auf der TagesOrdnung

befindet ſich zunächſt der vom Abgeordneten v. Ammon erſtattete Bericht
des Central Ausſchuſſes über den Antrag des Abgeordneten v. Schleinitz
und Genoſſen vom 6. März.

Die hohe Kammer wolle beſchließen:
daß die Verfaſſungs Urkunde vom 5. Dezember 1848 den Abthei-

zur Vorberathung über die vorbehaltene Reviſion überwieſen
werde.

Der Central Ausſchuß trägt darauf an
1) die Kammer wolle, dem Antrage des Abgeordneten v. Schleinitz

und Genoſſen (Nr. 10.) ſtatt gebend, die Verfaſſung vom 5. Dezember
1848, ſammt dem Wahlgeſetze vom 6. Dezember 1848 zur Vorbera-
thung über die vorbehaltene Reviſion den Abtheilungen überweiſen;

2) beſchließen daß in jeder Abtheilung drei Berichterſtatter zu wählen
ſind, welche ſich zum Central-Ausſchuſſe zu konſtituiren haben ſo-
bald die beiden erſten Titel der Verfaſſung in den Abtheilungen be-
rathen worden ſind.

Berlin, den 19. März 1849.
von Pommer-Eſche. Ritz. W. von Bismarck.

von Ammon (erichterſtatter).
Referent v. Ammon. Es iſt nicht zu bezweifeln daß die Kam

mer von Rechts wegen mit der Revifion der Verfaſſung ſich zu befaſſen
hat. Auch iſt vom Miniſterium eine beſondere Vorlage wohl nicht zu er
warten. Sämmtliche Abtheilungen haben ſich daher für den Antrag er
klärt. Dem Central Ausſchuß ſchien es einer umfaſſenderen Prüfung we
gen geeignet, hier aus jeder Abtheilung drei Mitglieder für die Berathung
zu beſtimmen. Der Central- Ausſchuß mußte ſich auch mit dem Gange der
Berathung beſchäftigen und hielt es für geeignet, die Konſtituirung des
Central Ausſchuſſes ſchon nach Berathung der beiden erſten Titel in den
Abtheilungen ſtattfinden zu laſſen.

Die Wahlgeſetze betreffend, erſchien es angemeſſen, das als ein defi-
nitives anzuſehende Wahlgeſetz für die zweite Kammer mit der Verfaſſung
zugleich, das nur proviſoriſche Wahlgeſetz für die erſte Kammer dagegen
erſt nach Berathung der Kreis-, Provinzial und Bezirks Ordnung in
Berathung zu ziehen. Die zu dem Ausſchuß Antrage eingebrachten Amen
dements werden die Herren Antragſteller motiviren und ich behalte mir
vor, am Schluß darauf zu antworten.
Zu dem Antrage des Central- Ausſchuſſes ſind folgende Amendements

eingebracht
Die hohe Kammer möge ſtatt des in jenem Bericht unter Nr. 2. be

antragten Verfahrens:
2) beſchließen, daß die Verfaſſungs- Urkunde in jeder Abtheilung nach

der Reihefolge der Titel zu diskutiren und für jeden Titel zwei Be
richterſtatter zu wählen ſeien, welche ſich zu einem Central Ausſchuß
für den betreffenden Titel zu konſtituiren haben

3) daß ausnahmsweiſe der Titel II. in vier Theile: von den Freiheits-
rechten (Art. J 10. und 24 31.), von dem Religions und Unter-
richtsweſen (Art. 11--23.), von dem Kriegsweſen (Art. 32 37.)
und von den Verhältniſſen des Grundeigenthums (Art. 38 40.), zu
zerlegen und für jeden Theil zwei Berichterſtatter zu erwählen ſeien,
welche ſich zu einem Central Ausſchuß für den betreffenden Theil zu
konſtituiren haben

4) daß ſobald der erſte Titel und ein Theil des zweiten Titels in den
Abtheilungen vollendet und darüber von den betreffenden Central-
Ausſchüſſen Bericht erſtattet worden iſt, die Verhandlungen über die
Reviſion in der Kammer eröffnet werden ſollen.

Walter. Baumſtark. Bergmann. Dr. Brüggemann.
Tamnau. v. Bernuth. Ruprecht. Benneke. v. Jordan.

Die hohe Kammer wolle, anſtatt des in jenem Berichte unter Nr. 2.
beantragten Verfahrens

2) beſchließen:
a) daß in jeder Abtheilung, nach vorhergegangener Beſprechung über

die bei der Reviſion im Allgemeinen in Betracht zu ziehenden Grund
ſätze zwei Berichterſtatter für den zu konſtituirenden Central Aus
ſchuß erwählt werden

b) daß jede Abtheilung ſodann noch Berichterſtatter für beſondere
Theile der Verfaſſung wählt und zwar Einen für die Freiheitsrechte
(Art. 3 10. und 24 31.), Einen für das Religions und Unter
richtsweſen (Art. 11——-23.), Einen für das Kriegsweſen (Art. 32
37.), Einen für die Verhältniſſe des Grundeigenthums (Art. 38
40.), und Einen für die übrigen Theile der Verfaſſung (Art. 1.2., 41 112); gen S faßans C
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c) daß jeder der unter bezeichneten Berichterſtatter jedesmal, wenn
der ihn betreffende Theil der Verfaſſung im CentralAusſchuſſe zur
Berathung kommt, demſelben beigeſellt werde.

Berlin, den 24. März 1849.
Hanſemann. Bergmann. Bornemann. Wachler. Golt-
dammer. v. Tepper. v. Vincke. v. Bockum-Dolffs. Cot-
tenet. v. Wittgenſtein. O. Hermann. Vonnegut. Graſſo.
Roſenkranz. Gr. Eulenburg. Spankeren. Hoffmann-
Scholz. Grein. v. Gruner. v. Brünneck. Böcking. Hüf-
fer. Flottwell. v. Paleske. v. Gordon. v. Peguilhen.

v. Münchhauſen. Kisker. Beer.
Nach kurzer Debatte zwiſchen v. Schleinitz, Hanſemann, Fiſcher,

Brüggemann und v. Ammon wurden die Anträge des Abg. v. Schleinitz,
Hanſemanns und Nr. 4 des Walterſchen Antrages angenommen. Ohne
Debatte nahm die Kammer den von der Centralabtheilung befürworteten
Antrag v. Bernuths an

daß in jeder der fünf Abtheilungen zwei Berichterſtatter für jede der
beiden folgenden Geſetzes Vorlagen der Staats Regierung,
a) Verordnung vom 2. Janur 1849 über die Aufhebung der Privat-

gerichtsbarkeit und des eximirten Gerichtsſtandes, ſo wie über die
anderweite Organiſation der Gerichte

b) Verordnung vom 3. Januar 1849 über die Einführung des münd
lichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchworenen in Unterſu-
chungsſachen,

ernannt werden mögen.
Auf der Tagesordnung ſteht ein Antrag des Abg. v. Katte: Die

hohe Kammer wolle beſchließen
das Miniſterium um ſchleunigſte Vorlage von Geſetzes Entwürfen zu
erſuchen durch welche vorhandene Ungleichheiten in der direkten Be
ſteuerung beſeitigt und vorläufig mindeſtens unter den Bewohnern deſ-
ſelben Kreiſes, eine nach Maßgabe der Steuerkräfte geregelte, mög
lichſt gleichmäßige Beſteuerung herbeigeführt wird.

Berlin, den 18. März 1849.
v. Katte. v. Waldow-Reitzenſtein. v. Guſtedt. v. Gordon.
v. Koeller. v. Winckler. Jacobs. v. Keltſch. Matthie.
v. Bockum Dolffs. Livontus. Cottenet. v. Franzius.
Koppe. Grützmacher. Graf v. Hochberg. v. Brünneck. v.
Münchhauſen. Graf Pückler. Meyer. Schultz Velmede,
v. Brandt. Dr. Mieling. Thym. Graf Schlieffen. v. Mau-

teuffel. v. Paleske. Frieſe.
Derſelbe wird unterſtützt, und es nimmt das Wort der Abgeordnete

von Katte: Die vielfachen Bevorzugungen in der Beſteuerung ſind
ein ſteter Grund zum Mißtrauen unter den verſchiedenen Ständen gewe-
ſen. Allerdings verheißt die Verfaſſung ein Einkommenſteuergeſetz, aber
es kann dies ſobald nicht eingeführt ſein. Wir müſſen ſchon vorläufige Mit
tel finden, um den H. 100 der Verfaſſung zu verwirklichen. Dieſe Mittel
gewährt mein Antrag. Wir müſſen den Grund des Mißtrauens dieſen
Friedensſtörer ſchnell beſeitigen. Jch habe nicht ſelbſt genauere Anträge
formulirt, da die Regierung von ihrem Standpunkt beſſer die Verhältniſſe
überſehen und ſpezielle Vorlagen machen kann.

Ritz: Wenngleich unſere Verfaſſung es nicht als Prinzip aufgeſtellt
hat, daß einer der beiden Kammern ausſchließlich die Finanz Vorlagen
gemacht werden ſollen, ſo iſt es nichtsdeſtoweniger in der Natur der Sa
che begründet, daß alle Steuer Bewilligungen von der zweiten Kammer
ausgehen. Dies Prinzip iſt es, das mich zum Widerſpruche gegen den
Antrag treibt. Die Regierung ſcheint daſſelbe auch anerkannt zu haben,
indem ſie der zweiten Kammer bereits das Budget vorgelegt hat. Die
Regierung hat ſich ſchon ſeit einem Jahre mit Steuer Reformen beſchäf
tigt: ein der National- Verſammlung vorgelegtes Geſetz über die Grund
ſteuer hatte bereits alle Stadien der Vorberathung durchlaufen als die
ſelbe aufgelöſt wurde. Ueberdies ſcheint mir nichts damit geholfen zugſein,
wenn wir dieſem Antrage gemäß nur darauf bedacht ſind, eine Ausglei-
chung der Beſteuerung in den einzelnen Kreiſen zu bewirken. Jch hoffe,
die Regierung wird bald Geſetz Entwürfe über Ausgleichung der Steuern
im ganzen Staat, und zwar zuerſt der zweiten Kammer vorlegen.

Stahl: Den Grundſatz des vorigen Redners daß die Steuergeſetze
zunächſt vor die erſte Kammer gehören, theile ich nicht. Bis 1348 hat
allerdings in jedem Lande zunächſt die zweite Kammer die Steuerverhält-
niſſe zu berathen gehabt. Jn England namentlich hatte dies den Grund
in der Ariſtokratie der dortigen erſten Kammer. Dieſe Kammer iſt aber
keine Adelskammer, keine Senatorenkammer. Wir ſind eine Volkskammer,
ſo gut, wie die zweite, und zwar dürfte gerade dieſe Kammer vor jener
zur Berathung der r geeignet ſcheinen, da hier die

ö teuerkraft des Landes ſitzt. (Bravo! erer r v. Es kann dem Staats Miniſterium
nur fehr willkommen ſein, dieſen Antrag hier geſtellt zu ſehen. Geſetz
Entwürfe über Aufhebung der Klaſſenſteuer, Einführung der Einkommen-
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euer, Ausgleichung der Grundſteuer ſind im Miniſterium bereits ausVeereuter und werden wahrſcheinlich bald zur Berathung kommen. Wel

cher der beiden Kammern die Vorlagen gemacht werden ſollen, darüber
wird die Entſcheidung wohl einem ſpäteren Beſchluß des Miniſteriums zu

überlaſſen ſein. iSee Wenn ich recht verſtanden habe, ſollen die Mitglieder der
erſten Kammer die meiſten Steuern zu tragen haben. (Rechts: Nein!
Nein! links: Ja! Ja!) Jch muß dies dahin berichtigen, daß die Wah
ler der zweiten Kammer weit mehr Steuern zu zahlen haben, als die

r erſten. Antrag des Abgeordneten v. Katte wird darauf von der Ma-
jorität verworfen, und es gelangt zur Debatte der von v. Schleinitz
geſtellte

Die hohe Kammer wolle beſchließen:
dem H. 2 des Geſetzes über die Errichtung der Bürgerwehr vom
17. Oktober 1848, welcher beſtimmt:

„die Bürgerwehr ſoll in allen Gemeinden des Königreichs beſtehen“,
die nachfolgenden ergänzenden Vorſchriften beizufügen:

1. Von der Gemeindevertretung kann jedoch der Beſchluß ge
faßt werden die Errichtung der Bürgerwehr zu beanſtanden.

2. Dieſer Beſchluß bedarf der Beſtätigung des Verwaltungs
Chefs des Regierungs Bezirks, und kann zu jeder Zeit von der
Gemeindevertretung ſowie von den Verwaltungs- Chefs des Re-
gierungs Bezirks aufgehoben werden.

3. Jn der Provinz Poſen wird die Errichtung der Bürgerwehr
vorläufig ausgeſetzt, „„jin denjenigen Gemeinden in welchen die
Errichtung der Bürgerwehr jedoch ſchon bei Publikation des Ge-
ſetzes vom 17. October 1848 erfolgt war, hat es dabei ſein Bewenden.“

Berlin den 14. März 1849.
v. Schleinitz. Schmückert. Sägert. Guſtedt.

Göbel.
v. Schleinitz: Das Geſetz über die Bürgerwehr iſt bereits in Aus-

führung geſetzt, aber es haben viele Gemeinden auf Siſtirung deſſelben
angetragen. Die Bürgerwehr ſcheint mir in Deutſchland nicht nothwen-
dig. Rechtsbewußtſein und Treue waren von je in unſerm Lande zu
Hauſe und ſind nur auf kurze Zeit verdunkelt, nicht unterdrückt worden.
Es wird den Geſetzen überlaſſen bleiben können und den Volksvertretern,
das Recht und die Freiheit des Volkes zu ſchützen. Die Bürgerwehr ſcheint
zum Kampfe nach Außen noch weniger nöthig, denn das Volk würde ſich
im Nothfall auch ohne dies zum Schutze der deutſchen Gaue erheben, die
Bürgerwehr iſt alſo nur noch eine Laſt. Deren aber haben wir genug.
Für Poſen haben wir den beſonderen Antrag geſtellt, um eine ſonſt un
vermeidliche Aufregung daſelbſt zu vermeiden. Stellen Sie nicht Polen und
Deutſche mit Waffen einander gegenüber! Eine Ausſöhnung zwiſchen den
beiden Nationen iſt nothwendig und dieſe werden Sie ſelbſt wünſchen.

Der Antrag wird unterſtützt, darauf kommen die Amendements:
Jn der Poſition 3 des urſprünglichen Antrages die Worte von
„„in denjenigen Gemeinden bis zum Schluß fortfallen zu laſ-
ſen, beantragt

Liebach.

v. Schleinitz,
im Einverſtändniß mit den übrigen Antragſtellern.

Der dritten Poſition des v. Schleinitz'ſchen Antrages folgende
Faſſung zu geben

Jn der Provinz Poſen und denjenigen Theilen der Provinz
Preußen, in welchen Bewohner verſchiedener Nationalitäten
neben einander leben, wird die Errichtung der Bürgerwehren
vorläufig ausgeſetzt.

v. Brünneck, Brauns.
Die hohe Kammer wolle beſchließen: die nachfolgenden Vorſchriften
dem H. 2 jenes Geſetzes beizufügen:

1) Von der Gemeinde Vertretung kann jedoch der Beſchluß ge
faßt werden die Errichtuug der Bürgerwehr zu beanſtanden,
auch die ſchon errichtete Bürgerwehr außer Thä-
tigkeit zu ſetzen.

2) Dieſer Beſchluß bedarf der Beſtätigung
Berlin, den 22. März 1849. Moewes.zur Unterſtützung. Nachdem dieſe erfolgt iſt, erhält das Wort
Brauns: Jch wünſche den Theil des Schleinitz'ſchen Antrags über

Poſen auf alle die Landestheile ausgedehnt, wo verſchiedene Nationalitä-
ten zuſammenleben. Auch in der Provinz Preußen iſt durch irgendwelche
Mißverſtändniſſe das Verhältniß zwiſchen den beiden Nationalitäten nicht
mehr ſo freundlich als früher. Wer die Schuld davon trägt, will ich
nicht unterſuchen. Die Perſönlichkeiten ſind indeß noch nicht gegen einan-
der gereizt. Jch fürchte, daß eine Bewaffnung eine Aufregung der ver-
ſchiedenen Nationalitäten herbeiführen würde, beſonders da ſie perſönliches
Mißtrauen erwecken könnte.

Libach: Ich ſpreche für das Amendement Schleinitz. Die doppelte
Aufgabe der Bürgerwehr wird vielleicht nicht in dem Maße erreicht wer
den wie es bei der Verfaſſung derſelben gewünſcht wurde. Jch enthalte

mich indeſſen der Kritik. Viele kleine Städte wünſchen die Bewaffnung
nicht, weil fie die Betriebſamkeit des Friedens lieben. Jn Poſen würde
es weder gut noch zeitgemäß ſein, das Bürgerwehrgeſetz einzuführen. Die
Notionalitäten ſtehen ſich dort noch ſchroff gegenüber. Bewaffnen Sie das
Mißtrauen nicht! Der Redner ſpricht ſo laut, daß er zuweilen durch
ein ironiſches „„lauter“! unterbrochen wird).

Zenker: Jch will nicht auf die Materie ſelbſt eingehen, ſondern
nur die Vorfrage der Erwägung ins Auge faſſen. Der Antrag will der
Gemeinde Vertretung die Suspenſion der Bürgerwehr anheimgeben. Wer
iſt die Gemeinde Vertretung, namentlich auf dem Lande? Es iſt geſagt
worden, das Bürgerwehr-Geſetz habe eine neue Laſt für die Staatsbürger
geſchaffen. Jch halte dafür daß ſie gerade dazu vorhanden iſt, um uns
mit der Zeit von der Laſt des ſtehenden Heeres zu befreien.

Sägert: Jch habe den Antrag geſtellt, weil mir das ganze Bür-
gerwehr- Geſetz nicht gefällt und ich es möglichſt unſchädlich zu machen
wünſche. Die allgemeine Volksbewaffnung finde ich in dem Geſetze nicht z
es iſt im höchſten Grade unpopulär, wenn wir den kriegeriſchen Sinn
unſeres Volkes ins Auge faſſen, auf dem die Waffenehre unſeres Volkes
ruht. Dann müſſen wir darauf ſehen, daß dieſe erhalten werde. (Bravo.)
Eine Volksbewaffnung muß eingeführt werden, aber eine auf dem Prinzip
der Einheit und Varerlandsliebe gegründete. Gegenwärtig haben Sie
links eine militairiſch disziplinirte Armee und rechts eine auf der Straße
zuſammengelaufene, die eine zum Reſſort des Kriegsminiſters, die andere
zu dem des Miniſters des Jnnern gehörig. Um eine Einheit herzuſtellen,
müßte man entweder den Kriegsminiſter zum Miniſter des Jnnern oder
den letzteren zum Kriegs- Miniſter machen. Dem Auslande gegenüber ſte-
hen wir immer auf Einem Beine. Wenn ich den Antrag geſtellt, ſo iſt
dies geſchehen nicht weil ich das Geſetz nicht achtete, ſondern weil ich die
Reviſion deſſelben und bis dieſe eingetreten iſt, die Suspenſion für noth
wendig halte. Die Bummelei, wie ſie in einem großen Theile der Ber-
liner Bürgerwehr geherrſcht hat, muß nicht Methode in unſerem Vater
lande werden. (Bravo.) Sie demoraliſirt das Volk. Das in Bezug auf
Poſen geſtellte Amendement habe ich unterſtützt ſo ſehr ich die nationag
len Beſtrebungen der Polen achte weil gerade dort zwei Nationalitäten
ſchroff und feindlich einander gegenüber ſtehen. Jch möchte unſerem Va
terlande Scenen, wie wir ſie in Galizien, in Oberſchleſien geſehen er
ſparen. (Bravo!)

Ritz: Unter dem Heer, welches der König nach Artikel 44 der Ver
faſſung führt, iſt ohne Zweifel auch die Bürgerwehr begriffen. Wenn Sie
dieſelbe unter den Befehl der Kommune ſtellen, republikaniſiren Sie die
Gemeinden, gründen innerhalb des Staates kleine ſelbſtſtändige bewaffnete
Staaten und ſchwächen die Staatsgewalt.

Sägert: Der geehrte Redner hat die Krone eingemiſcht, ich habe
nur von der Verwaltung geſprochen

Beer: Die Bürgerwehr ſollte nach den Märztagen hier eine gran
dioſe Wirkſamkeit üben, hat aber keinen Segen über unſere Stadt ge
bracht. Die ganze Unordnung in Berlin vom März bis zum Belagerungs-
zuſtand iſt auf Rechnung der Bürgerwehr zu ſchreiben. Auch die Bürger,
namentlich den kleinen Handwerkerſtand, hat ſie zu unnöthigen Ausgaben
gezwungen und demoraliſirt. Nach dem Kampf der Märztage ſchien die
Bürgerwehr nöthig, jetzt nach Verleihung der freiſinnigſten aller Verfaſ
ſungen bedürfen wir ihrer wohl nicht mehr ſo dringend, und können wir
wenigſtens ihre Suspenſion in die Hand der Gemeinde Vertretung legen.

Sperling: Jch muß einräumen, daß die Bürgerwehr im vergan
genen Jahr nicht den Forderungen entſprochen hat, welche man an ſie
ſtellen konnte aber ich mache darauf aufmerkſam, daß es noch nicht die
Bürgerwehr war, welche das Geſetz verlangt. Es fehlte die Disziplin,
die Organiſation und da gewannen die ſchlechten Elemente leicht die Ober-
hand. Doch iſt dies nicht überall der Fall geweſen. Jch führe nur das
Beiſpiel von Königsberg an, wo die Bürgerwehr ſehr viel dazu beige-
tragen hat, während dieſes Sommers die Ruhe zu erhalten. Wenn das
Geſetz mangelhaft iſt, mögen wir es verbeſſern, aber ich hätte wahrlich
einen andern Antrag erwartet, als den auf Suspenſion des ganzen Ge-
ſetzes. Die Schaffung der Bürgerwehr gehört der Märzzeit an: wollten
wir auf den Antrag eingehen, ſo würden wir hinter jene Zeit zurückſchrei
ten, und da möchte ich Sie an die Erfahrung erinnern daß jeder Rück-

ſchritt ſich ſelbſt rächt! (Bravo.) Jch ſtimme gegen den Antrag.
Möves: Auch ich bin kein Freund der Bürgerwehr, ich unterlaſſe

es aber, meine Gründe dafür anzuführen, denn es handelt ſich hier nur
um den von einem großen Theil der Nation gehegten Wunſch nach der
Abſchaffung des H. 2 jenes Geſetzes. Die Bürgerwehr iſt das Recht der
Selbſthülfe. Die Bürgerbewaffnung iſt eine fremdländiſche Erfindung
Doch iſt jene Nation von der wir ſie haben von der unſrigen ſehr ver-
ſchieden ſie vermag es allein durch Waffen ihre Freiheit zu ſchützen und
fühlt ſich dabei wohl. Wir brauchen das nicht, ich kann mir nicht denken,
daß eine Regierung bei uns mit Waffengewalt die Freiheiten des Volkes
ſtürzen ſollte, die Kammern und die Gerichte werden einen bewaffneten
Schutz der Volksrechte wohl unnöthig machen. Die geſetzliche Ordnung
wird ebenfalls mehr geſchützt durch Geſetze, als durch Bewaffnung, welche
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den innern Frieden der Nation gefährdet und welche ſelbſt in ihrer Allge-
meinheit der perſönlichen Freiheit zuwider iſt. Wenn man geſagt hat,
daß die Gemeinde nicht dürfe zur Richterin über die Exiſtenz einer Bür
gerwehr in ihrem Gebiete gemacht werden weil dies republikaniſch ſei,
ſo bemerke ich, daß die Gemeinden Vorſtände haben werden und unter
der Regierung ſtehen.

Wachler: Jch bin gegen den Antrag. Jch hatte auch die Ehre
neun Monat Bürgerwehrmann zu ſein; ich halte das neue Bürgerwehr-
geſetz für mangelhaft. Nicht blos jene großen Freunde der Ordnung, wel
che in dieſer Kammer ſehr ſtark vertreten ſind, finden es mangelhaft.
Die andere Partei iſt mit Jhnen in dieſem Punkte einverſtanden. Heiter
keit). Von einer Feindlichkeit des Miniſters des Jnnern und des Krieges
beſorge ich keine Reſultate. (Beifall). Jch bin gegen den Antrag, weil
er das Prinzip verletzt. Jetzt, nachdem der Volkswunſch der allgemeinen
Bewaffnung in die Verfaſſung aufgenommen iſt, können wir nicht dem
Prinzip gegenüber einen ſolchen Antrag annehmen. Die Antragſteller
wollen das Bürgerwehr-Geſetz durch eine Beſtimmung ergänzen erkennen
das Uebrige damit aber an. Das iſt ſehr traurig für die hohe Kammer,
da das Geſetz ſo ſchlecht iſt. Beſteht das Geſetz verbindlich für das ganze
Land, dann darf der Partikularismus nicht geſtattet werden daß einzelne
Gemeinden dem Geſetze ſich entziehen dürfen. Für den Staat iſt Jhr An
trag gefährlich. Nehmen Sie ihn nicht in Erwägung.

Kupfer: Jch ſpreche ganz offen aus, daß ich die Bürgerwehr nicht
für nützlich halte, ich habe ja Redefreiheit. (Heiterkeit) Wir, meine
Herren, ſind die eigentliche Bürgerwehr für die Freiheit. (Bravo rechts.)
Die Bürgerwehr, in Frankreich erfunden hat der dortigen Freiheit nicht
viel goholfen. (O ja! o ja!) Napoleon iſt ſchnell damit fertig geworden.
Die Bürgerwehr in Berlin namentlich iſt ſehr wenig nützlich geweſen. Jch
habe geſehen und gehört, wie hier in Berlin in Klubs über die Bürger-
wehr berathen wurde, wie die in den Himmel erhoben wurden die ihre
Schuldigkeit nicht thaten. Die Militärmacht iſt ſchon groß bei uns und
muß es ſein, aber die dafür erforderliche Steuerkraft wird durch die Theil-
nahme bei der Bürgerwehr nur verringert. Jch überlaſſe es Jhnen, zu
beurtheilen, wie viel Vortheile die Bürgerwehr dem Gewerbe gebracht
hat. Jch möchte am liebſten die ganze Bürgerwehr los ſein.

Der Antrag auf Schluß geht ein, wird unterſtützt und angenommen.
Die Rechte hatte ſich faſt einmüthig dafür erhoben.

Der Antrag von Schleinitz wird darauf nebſt den dazu geſtellten Ver
beſſerungsvorſchlägen durch große Majorität den Abtheilungen zur weiteren
Erwägung überwieſen.

Schluß der Sitzung 1 Uhr.

Zweite Kammer.
Berlin, den 26. März.

Die Kammer ſetzte die am 24. begonnene Debatte über die Adreſſe und
zwar über den auf die deutſche Frage bezüglichen Paſſus fort, und verwarf
alle Amendements, das von Rodbertus fiel mit 164 gegen 146 Stimmen,
der Vorſchlag Müllers, es ſolle hinzugefügt werden: „„Zur Erreichung die-
ſes ſchönen Zieles wird die Anerkennung der deutſchen Grundrechte weſent-
lich beitragen““, wurde mit 166 gegen 164 abgeworfen, und der Kommiſ-
ſionsentwurf mit 172 gegen 149 angenommen. Eine wahrhaft deutſche und
preußiſche Rede hielt der Abg. von Auerswald. „„Jch bin ſo ſprach
er, „mit der Erwartung in die Diskuſſion eingetreten, daß bei der deut-
ſchen Frage eine größere Einigung ſtattfinden werde, als bei anderen Fra-
gen. Jch habe dieſe Hoffnung gehegt in Betracht der allgewaltigen Wich
tigkeit des Gegenſtandes und in der Ueberzeugung daß wir Alle hier auf
einem und demſelben Boden ſtehen. Es iſt meiner Erwartung jedoch der
Gegenſatz zwiſchen dem Kommiſſions Entwurf und dem d'Eſterſchen Amen
dement entgegengetreten; denn ein Gegenſatz beſteht in der That zwiſchen
dieſen beiden Entwürfen. Jch halte aber den d'Eſterſchen Entwurf für un
deutlich und unklar und für unpatriotiſch. Weſendonck hat ſich allerdings
über die Undeutlichkeit ausgeſprochen er hat zwar geſagt, was in dem
Entwurfe gemeint ſei; aber gerade hierin liegt das Zugeſtändniß der Un
klarheit. „Zur Erreichung des großen Zieles der innigen Vereinigung aller
deutſchen Volksſtämme zu einer Staatseinheit werden wir jederzeit bereit
willigſt mitwirken.“ So ſagt der d'Eſterſche Entwurf. Meine Herren!
Legen Sie die Hand aufs Herz! Jch frage Sie: Wenn Metternich an
der Spitze eines deutſchen Staates ſtände und, aufgefordert, zur deutſchen
Einigung beizutragen, die eben angeführten Worte des d'Eſterſchen Ent
wurfs zur Antwort gäbe: würden Sie, meine Herren, nicht ſagen, Das iſt
die Sprache der alten Diplomatie, wo immer nur von der Bereitwil-
lig keit die Rede. „Wir glauben jedoch, daß die erſte Bedingung der
Einheit Deutſchlands die Sicherung der Freiheit und die Befeſtigung der
Rechte des Volkes iſt.“ Dieſer Ausdruck des d'Eſterſchen Entwurfs zeigt
von keinem Patriotismus. Entweder ſoll dieſer Nachſatz ein bloßes „„Cete-
rum censeo“ ſein, oder aber, und ich glaube, daß dies der richtige Sinn
iſt, hat man ihn in folgender Weiſe zu überſetzen: „Wir ſind der
Meinung, daß wir unſere Hülfe nicht eher darbieten wer
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den, als dis alle diejenigen Forderungen der Freibeit er
füllt ſein werden, die wir zuſtellen für gut finden.“ Sind
Sie, meine Herren, der Ueberzeugung, daß ich den Sinn Jhres Entwurfs
getroffen? (Vielſtimmiges „Jal jal!“ zur Linken Ich danke
Jhnen, meine Herren, für dieſes Zugeſtändniß, wenn ich auch Jhre Mei-
nung nicht theilen kann. Jch halte einen ſolchen Ausſpruch für unpatrio
tiſch; denn Sie haben durch das allgemeine Stimmrecht ein anderes Mit
tel, Jhre Forderungen zur Geltung zu bringen als jetzt auf dieſem Wege
Weſendonck hat aus einem Abriſſe der Geſchichte des vorigen Jahres, der
auf eine mehr romantiſche Weiſe gehalten war, Waffen geſchmiedet, um den
Kommiſſionsentwurf anzugreifen Einerſeits ſind dieſe Angriffe bereits zum
Theil von Rednern, die vor mir geſprochen widerlegt worden anderer
ſeits muß ich auf dieſe Angriffe erwidern, daß ſie jetzt nicht an der Zeit
find. Es iſt jetzt nicht an der Zeit, das Sündenregiſter des vorigen Jah
res aufzurollen wir müſſen vielmehr für unſere Sünden jetzt Buße thun,
aber nicht in Sack und Aſche, ſondern durch die That. (Beifall.) Man
hat die Sünden der Fürſten und der Heere aufgezählt, und als ein Redner
die Armee als eine „fittliche Gewalt“ bezeichnete, wollte man dieſen Aus
druck desavouiren, indem man ſich darauf berief: die franzöfiſche National
Verſammlung habe etwas Aehnliches gethan. Die Sache verhält ſich jedoch
ganz anders. Als man in der franzöſiſchen National Verſammlung den
Antrag geſtellt hatte, den Ausſpruch Bugeaud's zu desavouiren wurde ein
entgegengeſetzter Antrag darüber zur Tagesordnung überzugehen angenom
men. (Beifall.) Daran aber, daß der Baum der Freiheit noch nicht die
jenigen Früchte getragen hat, die er hätte tragen können, find nicht die
Fürſten und die Heere ſchuld, ſondern diejenigen Leute, welche das Volk
mißtrauiſch gemacht gegen die goldenen Früchte der Freiheit. Nur diejeni-
gen ſind ſchuld, welche weit über den Volkswillen hinaus ja geradezu ge
gen den Volkswillen, alles zerſtören und niederreißen wollen weil ſie des
Satzes nicht eingedenk ſind, daß Freiheit ohne Ordnung nicht beſtehen kann-
Nur diejenigen ſind daran ſchuld, welche den Dämon der Anarchie wach
gerufen. Jch komme jetzt auf die von jener Seite gemachten Vorſchläge
eine innigere Vereinigung mit Oeſterreich aufrecht zu erhalten. Jch ſtim
me dieſen Wünſchen vollkommen bei, und es iſt gewiß Niemand unter uns,
der nicht Oeſterreich, an Ehren und an Siegen reich, dem deutſchen Va
terlande erhalten möchte. Aber wir dürfen doch nicht unleugbaren
Thatſachen gegenüber die Augen ſchließen. Wir können doch im
mer nur das Mögliche wollen. Wenn wir nun einmal Oeſterreich
nicht zwingen können und wollen, ſeine deutſchen und nicht deutſchen Län
der nur durch eine Perſonal Union zu verbinden und dann mit den deut-
ſchen Ländern dem Bundesſtaate beizutreten; wenn wir nun einmal ein
Volkshaus haben wollen und Oeſterreich nur ohne ein Volkshaus eintreten
will wie ſollen wir es dann machen, daß Oeſterreich nicht ausgeſchloſſen
werde Sollen wir uns deshalb verbieten laſſen in unſerm eignen Hauſe
zu thun, was wir wollen Jch wünſche, daß gerade in der deutſchen
Frage ein Beſchluß mit möglichſt großer Majorität gefaßt werde, und ich
werde mich daher allem anſchließen was geeignet iſt, die deutſche Einheit
zu befördern und möglichſt viele Stimmen für ſich zu gewinnen. Jch wür-
de deshalb ſelbſt für die erſten Worte des Rodbertus'ſchen Amendements
ſtimmen obgleich ich ihre Faſſung nicht für beſſer als die des Kommiſſions-
Entwurfs halte. Der Redner entwickelt noch, daß er unter gewiſſen Be
dingungen auch für das Amendement von Blömer ſtimmen werde. Möchte
das Geſchick, das in dieſer Stunde waltet, dahin führen daß wir jetzt nur
das Wort ergreifen um diejenigen zu unterſtützen, welche für die deutſche
Einheit die Hand bieten. Laſſen Sie uns nach der preußiſchen Note vom
10. März welche wir mißbilligen die Regierung wieder kräftigen und ihr
offen erklären, daß wir unſern männlichen Beiſtand zu jedem
männlichen Entſchluſſe leiſten wollen. Möchten wir uns alle ſo
verhalten, daß man einſt auf unſern Grabſtein jene Worte ſetzen kann, die
einſt ein beſſerer Mund geſprochen: der, ob alle Welt auch zweifelt, nie
am Vaterland verzweifelt.“ (Lebhafter Beifall.)

Nach einigen unbedeutenden Bemerkungen des Miniſters des Auswär
tigen über die Note vom 10. März, ſprach Rodbertus gegen den Kom
miſſionsentwurf Folgendes: „IJch theile den Patriotismus an welchen Herr
v. Auerswald zuletzt appellirt hat, vollkommen aber ich kann mich nicht
entſchließen, auf ſeinen Vorſchlag einzugehn, daß mein Amendement nur
dem erſten Satz des Entwurfs einverleibt werden ſoll, denn ich habe nicht
das Vertrauen, daß der Weg, den die Regierung eingeſchlagen hat, zu
dem Ziele führen wird, welches das deutſche Volk verlangt. Es ſcheint
mir unmöglich, daß der Bundesſtaat, deſſen wir bedürfen auf dem Wege
der Verſtändigung der Kabinette ins Leben gerufen werden kann. Deren
Jntereſſen ſind zu ſehr mit der Zerſplitterung Deutſchlands verwachſen, als
daß ſie die Mittel darbieten könnten, dieſelben zu entfernen. Ueberblicken
wir den Weg, den die Regierungen von der Einſetzung der Centralgewalt
bis zur Note vom 10. März verfolgt haben ſo werden wir finden daß
derſelbe immer mehr von jenem Ziele abgeführt hat. Auch die preußiſche
Regierung hat daher mit jedem Schritte, den ſie gethan an Anhängern
verloren. Da dies vorgeſtern ſchon im Allgemeinen nachgewieſen worden
iſt will ich mich an die Noten ſelbſt halten. Jn der Note vom 23. Ja
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nuar, welche ſo ausgezeichnet abgefaßt iſt, daß fie keine Eventualität aus
ſchließt, ſondern alle zuläßt und welche in dieſer Beziehung ein diploma
tiſches Meiſterſtück zu nennen iſt, wird geſagt, daß man mit hoher Befrie-
digung erſehen daß Oeſterreich an dem deutſchen Bundesſtaat feſthalte und
an deſſen Kräftigung Theil nehmen wolle. Nachher ſpricht fich aber Preu-
en dahin aus daß, wenn dies nicht möglich ſei, der Bundesſtaat in die
engere Verbindung gelegt werden ſoll. Dieſe Auslegung wird zwar für
unrichtig erklärt und ich will mich freuen, wenn ſie es iſt, es bleibt aber
immer dies daß, wenn Oeſterreich den Bundesſtaat, der ein Einheitsſtaat
iſt, nicht will, eine andere Form für denſelben gefunden werden ſoll, ein
Bund ohne Bundesſtaat, ein Staatenbund. Damit ſtimmt die öſter
reichiſche Note vom 4. Februar vollkommen überein. Oeſterreich erklärt
darin daß es in den Verband nicht eintreten, daß der Gagernſche Plan
nicht der unitariſche Staat iſt, den es billigt. Noch ſtärker ſagt er darauf
in der Note vom 16. Februar, daß dieſer Plan nicht zum Ziele führe.
Darauf kamen die Kollektivnoten mehrerer deutſchen Staaten, und nach
allen dieſen Noten ſoll der Bundesſtaat nicht die Verwendung der
deutſchen Heere und bedeutender Geldmittel haben. Jſt aber das noch
ein Bundesſtaat? Dann folgt die öſterreichiſche Note vom 27. Februar,
welche auf die vereinigten Ausſchüſſe zurückkommt, und darauf läßt ſich
auch die preußiſche Note vom 10. März ein. Zieht man nun die Summe
dieſer Betrachtungen ſo kommt man zu folgendem Reſultat 1) der engere
Staatenbund der Regierungen iſt nicht der des Gagernſchen Programms.
Jn der Cirkular- Note vom 23. Januar läßt der engere Bundesſtaat die
Auslegung zu, daß er die Bedürfniſſe Deutſchlands anerkennt aber kein
politiſcher Körper iſt, weil Oeſterreich davon ausgeſchloſſen wird. 2) Daß
eine vollſtändige Uebereinſtimmung der öſterreichiſchen und preußiſchen
Regierung beſteht. Preußen erkennt an, was Oeſterreich in Bezug auf
den Bundesſtaat gethan hat, und wenn der Miniſter des Auswärtigen
auch ſagt, daß die Note dom 23. Januar die hauptſächliche Grundlage
der preußiſchen Politik bildet, ſo ſteht die Note vom 10. März damit zu
ſehr in Zuſammenhang als daß ſie davon getrennt und überſehen werden
könnte. 3) Die Verſtändigung, welche die deutſchen Fürſten beabſichtigen,
iſt nur ein Bundesſtaat, der der alte mit einem neuen Namen iſt. Des-
halb bin ich der Meinung, daß wir auf der bundesſtaatlichen Einheit be
ſtehen und die National Verſammlung ſo lange ſtützen müſſen, als ſie
beſteht. Jn der Adreſſe iſt aber hiervon nicht die Rede, fie hat nur einen
einzigen kahlen Ausdruck für die National-Verſammlung. Wollte der Mi-
niſter des Auswärtigen unumwunden erklären daß die Regierung unter
dem Bundesſtaat den des Gagernſchen Programms verſteht, dann wollte
ich mich ihr freudig zuwenden, ſo lange dies aber nicht der Fall iſt, kann
ich mich nicht entſchließrn, ihr mein Amendement unterzuordnen. Jch
kann jetzt nur die Ueberzeugung hegen daß, wenn das deutſche Volk noch
einmal in den Fall kommt, ſeine Verhältniſſe zu ordnen es dann energi-
ſcher verfahren muß. Es wird aber ficherlich dahin kommen, denn die
deutſchen Geſchicke müſſen ſich erfüllen.

Berlin, den 27. März.
(Schluß der Adreßdebatte.) Es wurden von den Abgg. Weſen-

donck und Thiel Amendements zu dem Paſſus des Adreßentwurfes, der über
die däniſche Frage handelt geſtellt, aber nur das Syſtem unterſtützt.

Abg. v. Vincke (als Berichterſtatter): Wir ſind bei dem L. unſeres
Entwurfes davon ausgegangen daß in demſelben weder die hiſtoriſche Ur
ſache des deutſchen Krieges, noch die materiellen Opfer, die er nothwen-
digerweiſe mit ſich führen mußte, eine Erwähnung erhalten dürfen, in ei
nem Augenblicke, wo von Neuem däniſche und deutſche Heere feindlich und
gerüſtet einander gegenüber ſtehen wir haben geglaubt, daß eine ſolche Er
wähnung weder paſſend noch politiſch ſei in demſelben Momente wo der
Krieg von Neuem auszubrechen droht und wo ſie allein dazu beitragen
könnte, die Verlängerung des Waffenſtillſtands oder den Abſchluß des Frie-
dens zu verhindern. Jch würde daher aus der tiefen Ueberzeugung daß
dieſer Augenblick zu einer Diskuſſion über ſich vorbereitende Ereigniſſe nicht
geeignet iſt, bitten, daß über dieſen H. der Adreſſe jede Diskuſſion vermie
den werde.

Abg. Arntz. Jch halte das preußiſche Volk für ſo intelligent, um
ſich lebendig an allen ſeinen Staatsangelegenheiten zu betheiligen. Das
Intereſſe an dieſen von uns zu berührenden wird aber in einem Augenblicke
in Anſpruch genommen, wo die Lage des Vaterlandes Europa's verwickel-
ter iſt, als jemals. Aber die Schwierigkeit unſerer Aufgabe kann uns nicht
abhalten, unſere Pflicht zu thun. Die Tribune hat ihr Recht zwar, ſie
hat aber auch ihre Pflicht, und wir, ebenſo gut wie die Miniſter vor uns,
eine Verantwortlichkeit vor dem Lande. Es pflegen nur die auswärtigen
Angelegenheiten das Intereſſe der Völker lebendig in Anſpruch zu nehmen.
Nur, im Augenblicke, wo alle Herzen ſtürmiſch in Liebe für das Vaterland
ſchlagen da offenbart ſich eine Theilnahme an der auswärtigen Politik.
Jetzt iſt dies nicht der Fall. Nichts deſto minder müſſen aber die auswär
tigen Angelegenheiten ebenſo gründlich als die inneren behandelt werden. Es
ſoll hierdurch auf der einen Seite ein wahres, kenntnißreiches Bewußtſein

Auf der andern muß die Regierung auch imim Volke verbreitet werden.

mer den Puls des Landes fühlen können, um in Führung der auswärtigen
Angelegenheiten auch wirklich vom Volke getragen zu werden. Der Adreß-
Entwurf ſagt über die auswärtigen Angelegenheiten ebenſowenig als die
Thronrede. Die nichtsſagende Phraſe kann aber denen nicht genügen, wel
che wollen daß das Parlament auch in Betreff der auswärtigen Politik die
Jnitiative ergreife. Dieſen Fehler vermeidet das Amendement Rodber
tus; es ſagt, welches die Aufgabe Preußens und wie von der Regierung
ihre Löſung anzuſtreben ſei. Preußen iſt eine europäiſche Großmacht; ſie iſt
aber zugleich eine ganz deutſche Macht eine Macht, die faſt ausſchließlich
aus deutſchen Elementen beſteht. Der Redner giebt hierauf einen hiſto-
riſchen Ueberblick über die Entwickelung der preußiſchen Macht. Er erkennt
die Wiener Tractate von 1815 als die Grundlage des europäiſchen Vöker-
rechts an, und, obgleich er nicht alle Beſtimmungen derſelben billigt, ſo
will er doch nicht in den Ton der Mißbilligung der jetzt ziemlich allge
mein gegen ſie laut geworden, einſtimmen. Dieſe Tractate enthalten für
uns die wichtige Beſtimmung daß keine ſtaatliche Veränderung in Europa,
ſofern fie uns intereſſirt, ohne unſere Zuſtimmung vorgenommen werden
darf. Dagegen enthalten ſie auch die Beſtimmung daß ſich kein Staat in
die inneren Angelegenheiten eines andern Staates miſchen darf. Nichts-
deſtoweniger haben (ich frage das Miniſterium, ob es wahr iſt ?2) auswär-
tige Mächte (namentlich Rußland) Noten an uns gerichtet, in welchen ge
gen jede Veränderung unſerer Bundesverfaſſung proteſtirt wird. Hiergegen
müſſen wir proteſtiren und wie die amerikaniſche Union antworten Keine
Macht der Erde hat das Recht, uns in Betreff unſerer eigenen Angelegen-
heiten Vorſchriften zu machen! War denn aber die preußiſche Politik
der Art, daß ſie den auswärtigen Mächten die gebührende Achtung einflößen
konnte? Nein. Nicht das Princip des Abſolutismus war ihr Fehler (auch
abſolute Staaten können ihre ſtaatliche Ehre wahren wie demokratiſche ſie
verleugnen), ſondern das ſeit der heiligen Alliance angenommene Princip
des Unterordners unter die Nachbarn, namentlich Rußland. Die Alliance
hat ſeit 30 Jahren die beſten Jntereſſen Preußens geopfert, wie z. B. die
Märkte in Spanien, Portugal und Amerika, die vortheilhaften commer-
ciellen Verbindungen mit Frankreich und den Niederlanden. Namentlich iſt
in Betreff der letzteren ein langes Sündenregiſter aufzuzählen denn wir
haben die mehrfach gebotene Gelegenheit, das uns ſo vortheilhafte rechte
Maaßufer zu gewinnnen und eine Verbindung zwiſchen Maaß und Rhein
herzuſtellen, auf unverantwortliche Weiſe vorübergehen laſſen. Die Alliance
hat uns nur Schaden gebracht. Zu einem der erheblichſten, den ſie uns
zugefügt, gehört die Einverleibung des Königreichs Polen und die Abtre
tung Krakaus an Oeſterreich. Die letztere iſt zugleich eine Verletzung des
bisher allgemein anerkannten völkerrechtlichen Bodens. Frankreich hat bis-
her ſtets auf die Wiener Tractate geſchmäht, fie aber niemals verletzt. Wir
aber verletzen das Völkerrecht und zu unſerm Nachtheil. Ein an-
derer Punkt iſt die Beſetzung der Donaufürſtenthümer durch die Ruſſen.
Die Jntention der Ruſſen, das ſchwarze Meer zu einem ruſſiſchen Landſee
zu machen, iſt unverkennbar; ſie beſetzen einen Hafen nach dem andern und
werden nächſtens jedem fremden Schiffe den Eintritt verſagen. Rußlands
Politik in den Donaufürſtenthümern geht offenbar auf die gänzliche Zerſtö-
rung unſeres dortigen Handels hin. Jm Jntereſſe unſeres Handels, im Jn
tereſſe aller unſerer arbeitenden Klaſſen hätten wir dieſer Politik energiſch
entgegentreten und uns dort Märkte gründen müſſen, welche unſern Handel
und unſere Produktion bedeutend heben konnten. Und warum thun wir
es nicht? der enge Bund mit Rußland und Oeſterreich iſt ja doch zerriſſen.
„„Auf den König von Preußen“, ſchrieb ein ruſſiſcher Diplomat mit einem
andern in einer Correſpondenz, von der ich im Augenblicke nicht weiß, wo
ich ſie geleſen habe, „können wir nicht mehr bauen, er hat durch die Orga-
niſation ſeines Heeres das Schwert aus den Händen gegeben und es in die
Hände des Volkes gelegt.“ Es geht aus den angeführten Thatſchen hervor, daß
wir keine Nation al- Politik verfolgt haben. Wir müſſen unſer Jntereſſe
überall wahren und nichts, das uns intereſſirt, darf in Europa geſche
hen, ohne daß wir ein Wort mitſprechen. Wir aber laſſen die großen
Ereigniſſe ruhig ihren Gang gehen ſtatt uns ihrer zu bemächtigen. Seit
der Februar- Revolution haben wir nicht einmal einen Geſandten in Frank
reich, während doch die franzöſiſche Republik ihren Vertreter in Berlin
hat. Wir dürfen nicht verkennen, daß die Hauptgefahren aus dem
Norden drohen und zwar vornehmlich durch die gewaltige Jdee der Bil
dung eines panſlaviſtiſchen Reiches. Andererſeits iſt in Frankreich die For
derung nach dem linken Rheinufer ganz volksthümlich geworden. Dieſen
Gefahren entgehen wir durch ein enges Anſchließen an Rußland nicht ich
erinnere Sie in dieſer Beziehung an jenen Vertrag Rußlands mit dem
Miniſterium Martignac, in welchem es an Frankreich das linke Rheinufer
abtrat. Nachdem der Redner das Schutzzoll und Freihandels-Syſtem be
rührt hat, kommt er auf den Sundzoll, deſſen Aufhebung er als eine Na
tionalſache betrachtet wiſſen will. Er zeigt, daß England und Rußland
gegen die Abſchaffung des Sundzolles ſind, und das Preußen das aller
größte Jntereſſe hat, dieſen Widerſtand zu überwinden. Jch hoffe, ruft er
aus, daß wir noch im Laufe der Sitzung ein dieſen Gegenſtand betreffendes
Geſetz einbringen werden. Endlich kommt der Redner auf die däni-
ſche Frage und tadelt die Art der Verhandlungen, welche es möglich
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machen konnte, daß an demſelben Tage, an welchem hier der König Frie
denshoffnungen ausſprach, dort der Waffenſtillſtand gekündigt wurde. Er
weiſt ferner darauf hin, daß es nöthig ſein werde zu conſtatiren,
in wie weit die Verantwortlichkeit unſres Miniſterii in Betreff der Ver-
theidigung unſrer Küſten in Anſpruch genommen werden müſſe. Nach
dem der verehrte und ſehr gründliche Redner endlich noch eine Anzahl aus
wärtiger diplomatiſcher Noten mitgetheilt hat, in welchen gegen die „„Er-
oberungsſucht““ Deutſchlands, die es in der däniſchen Angelegenheit an den
Tag lege, proteſtirt wird, erklärt er nochmals, daß er die Faſſung des
Entwurfs für zu unbeſtimmt, dagegen das Amendement Rodbertus in jeder
Beziehung für empfehlenswerth halte.

Miniſter des Auswärtigen v. Arnim: Jch will dem verehrten Red
ner auf die entfernten Gebiete, auf welche er uns geführt hat, nicht fol
gen, ſondern nur auf einige von ihm berührte Punkte näher eingehen.
Der verehrte Redner hat erwähnt, daß Rußland eine Note an die Preu-
ßiſche Regierung gerichtet habe, in welcher es auf Grund der Verträge
von 1815 gegen jede Veränderung der Bundesverfaſſung proteſtire. Jch
muß hierauf erklären daß mir weder direkt noch indirekt irgend eine Note
dieſer Art zugegangen iſt. Zwar iſt in den Zeitungen viel davon die Rede
geweſen ich habe aber guten Grund zu glauben, daß das ganze Gerücht
von dieſer Note auf einer leeren Erfindung beruht. Der Redner hat fer-
ner geſagt, daß in der däniſchen Angelegenheit ſeit dem 26. November
von Seiten der preußiſchen Regierung nichts geſchehen ſei. Jch muß dieſe
Behauptung als eine irrige zurückweiſen. Es iſt ſehr Vieles geſchehen.
Es iſt die Baſis für die künftigen Friedensverhandlungen feſtgeſtellt wor-
den und daß ſchon durch einen Schriftenwechſel viel Zeit verloren geht,
iſt natürlich. Selbſt jetzt, da der Waffenſtillſtand gekündigt iſt, bleibt
uns noch die gegründete Hoffnung eine befriedigende Verſtändigung dem
nächſt eintreten zu ſehen. Jch muß überdies bemerken, daß Preußen in
dieſer Verhandlung keinesweges als prinzipale Partei auftritt, daß dieſe
Stellung vielmehr von der deutſchen Centralgewalt eingenommen wird.

Die Verſammlung die offenbar durch den zweiſtündigen Vortrag des
Abg. Arntz, der ſehr viel Sachen aber ſehr wenig zur eigentlichen Sache
enthielt, abgeſpannt iſt, ſehnt ſich nach Schluß. 27 Mitglieder tragen
darauf an Unwille auf Seiten der Linken. Der Schluß wird unterſtützt.
Bei der Abſtimmung über denſelben iſt das Bureau zweifelhaft. Man
zählt. Es haben 165 für, 160 gegen geſtimmt. Geſteigerter Unwille der
Linken, der eine politiſche Unterlage hat. Es wird namentliche Abſtim-
mung verlangt.
v. d. Heydt gegen den Schluß. Heiterkeit erregt der Ausruf des Schrift-
führers bei dem Namen des Abg. Eckart aus Sagan, welches er Eckart
Sag--an ſpricht. Es haben 172 für, 159 gegen den Schluß der Debatte
geſtimmt derſelbe iſt ſomit herbeigeführt, und es hat nur noch das d

Weiteres darüber bemerken zu wollen, ein nicht unerheblicher Rech-Wort
Berichterſtatter v. Vincke. Die Verſammlung iſt gewiß mit

Spannung (Heiterkeit) dem gehaltvollen Vortrage des einzigen Redners,
dem wir heute gehört haben gefolgt. Er zerfällt in zwei Theile. Der
erſte entwickelte den hiſtoriſchen Verlauf politiſcher Begebenheiten in die-
ſem Jahrhunderte, der zweite bildete eine Kritik über die weitere Politik
der preußiſchen Miniſterien. Nun kann man zwar in ſehr vielen Punkten
mit dem von dem Redner in dem erſten Theile Geſagten übereinſtimmen,
ohne daß man behaupten könnte, daß es zur Sache gehört. Sollte der
Redner etwa einen Spiegel dem Miniſterium vorhalten, ihm zeigen wol
len, wie es nicht handeln ſolle, ſo gehört das auch nicht zur Sache. Der
Redner hat ſich zur Entſchuldigung auf England bezogen, aber die Eng-
länder ſind für dieſe Art von Sittenſpiegel einmal zu praktiſch und das
andere Mal zu ſtolz. Zu praktiſch, weil ſie ſich nicht bei wichtigen Fra
gen mit ganz außerhalb der Sache liegenden Dingen beſchäftigen, zu ſtolz,
weil ſie es unter ihrer und des Landes Würde halten, ein langes natio-
nales Sündenregiſter aufzuzählen (Bravo. Ruf auf der Linken zur Sa-
che““; Lärm.) Ich bin auf das Vollſtändigſte bei der Sache und werde
mich durch Jhr Geſchrei auf keine Weiſe von der Sache abbringen laſ
ſen (Lachen), alſo ſie ſind zu ſtolz, nicht blos ein ſolches Sündenregiſter
aufzuſtellen, ſondern auch, wenn ein Redner ſich ſchon dazu verleiten ließ,
daſſelbe mit Bravo zu begleiten (Bravo von der Rechten). Aber ſogar
der zweite Punkt gehört nicht mit Gewißheit hieher. Um die Politik des

Beim Aufrufe ſtimmen die Miniſter v. Manteuffel und

Miniſteriums geeignet zu kritiſiren, hätte es beſtimmt hervorgehobener
Punkte bedurft, die dieſer Kritik zu Grunde lagen, die die Vorwürfe über
vielfach begangene Fehler motivirt hätten; der Redner hat aber keine an
geführt. Allerdings bei der deutſchen Frage, wo die Schritte des Miniſte
riums zu vielfacher falſcher Auslegung Gelegenheit gegeben haben wir es
für unſere Pflicht gehalten, unſere Rüge über ſeine Haltung auszuſprechen.
Bei dem Verhalten in der ausländiſchenſPolitik kann etwas ähnliches nicht
geſagt werden. Der Redner hat von unſerer Politik in Italien als einer
fehlerhaften geſprochen, ohne jedoch etwas Näheres anzugeben. Welche Po
litik wünſcht er denn eigentlich für uns in Betreff Jtaliens Jch verkenne
nicht, welche große Wichtigkeit Jtalien für Deutſchland überhaupt beſitzt
ich weiß es wohl, daß es durchaus wünſchenswerth iſt, daß das Venetia-
niſche Gebiet bis zur Linie des Mincio in den Händen der Oeſterreicher
bleibe, aber ob der Redner dieſen Wunſch hegt, das weiß ich nicht
wenigſtens habe ich es nicht gehört. Heiterkeit. Was er von un
ſerem Verhältniſſe zu Frankreich ſagt, wo er Klage führt, daß wir
vloß einen Geſchäftsträger in Paris haben, ſo bin ich darüber ſehr
verwundert es gehört eine ſolche Klage vielmehr dem ancien régime
als dem neuen Bewußtſein an. Iſt es nicht ganz gleichgültig, wenn
ſonſt die Tüchtigkeit des Geiſtes dieſelbe iſt, ob ein Geſchäftsträger
oder ein Bevollmächtigter die Preußiſchen Angelegenheiten vertritt.
Ferner hat er von dem unſelbſtſtändigen Verhältniß Preußens zu Ruß-
land geſprochen; was die Exiſtenz einer Note betrifft, ſo hat das der
Herr Miniſter des Auswärtigen ſchon widerlegt; das jetzige Miniſte-
rium kann aber ein ſolcher Vorwurf nicht treffen es hat im Vergleich
zu ſeinen Vorgängern die Verbindung mit Rußland faſt ganz fallen
gelaſſen und ich möchte es vielmehr darüber befragen, aus welchen
Gründen ſich denn ſo eine ungeheure Truppenmacht es ſollen 200,000
Mann ſein ſich an unſern Oſtgrenzen verſammelt (Jroniſches La
chen auf der Linken). Der Redner iſt weiter auf den Schutzzoll und
den Freihandel eingegangen ich glaube aber, daß dazu wenigſtens der
doppelte Umfang der Rede des Abg. Arntz (Heiterkeit) gehört, um
darüber zu erwidern. Was der Redner ferner über den Sundzoll ſagte,
ſo iſt er ganz im Recht, ich gebe es zu aber wie ſollen wir um aller
Welt willen dazu kommen Dänemark zu unſrem Willen zu zwingen. Dies
iſt mir unbekannt. Es ſind Verhandlungen über denſelben hinreichend
und ſchon in früheren Jahren angeſtellt worden wir ſind damit nicht
weiter gekommen; es bleibt uns alſo nichts weiter übrig als Krieg
zu führen nun haben wir ſchon Krieg geführt, ein neuer ſteht ſchon
wieder vor der Thür, es wird daher nöthig und richtig ſein, daß wir
erſt im Frieden die Verhandlungen darüber wieder beginnen. Was nun

die 400,000 Reichsthaler betrifft, von denen der Redner ſagt, daß ſie
uns den Sundzoll erſparen würden ſo ſcheint mir dabei, ohne ein

nungsfehler vorzuherrſchen. Denn es würde dieſe Summe, die der
Redner ein kleines Opfer nennt, offenbar eine viel größere werden, ſo
bald auch der Sund ſelbſt von einer viel größeren Zahl von Schiffen,
wie dies natürlich iſt, befahren werden wird. Endlich iſt der Redner
auf das Verhältniß zu Dänemark ſelbſt gekommen und ſich dabei über
Mangel an Eifer von unſerer Seite beklagt. Das Miniſterium hat
über die gepflogenen Unterhandlungen das Nöthige bemerkt. Wenn
er aber in unſerm Adreß- Entwurf eine kriegsdrohende Erklärung gegen
Europa gefunden hat, ſo können wir das nicht finden, namentlich,
nachdem die Thronrede von freundſchaftlichen Beziehungen zu den eu
ropäiſchen Großmächten geſprochen hat. Soll aber darin eine kriegs
drohende Erklärung gegen Dänemark geleſen werden, ſo acceptire ich
das; ſo ſehr ich den Frieden wünſche, kann ich doch dem Amendement
des Herrn Rodbertus und Genoſſen in der Art, wie ſie von materiellen
Opfern des Krieges u. ſ. w. ſprechen, unmöglich einen Beifall geben
eine ſolche Sprache würde nur Dänemark zum Kriege beſtärken; eine
würdige, drohende Sprache gebührt ſich für Preußen und si vis pacem,
para bellum war der Grundſatz von dem wir uns haben bei der Ab
faſſung dieſes Adreßſatzes leiten laſſen.

Das Amendement Rodbertus wurde mit 182 gegen 150, und alle
übrigen Anträge verworfen und der Entwurf der Kommiſſion geneh
migt bis zu Ende.



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Die den brauberechtigten Hausbeſitzern
der Altſtadt Eisleben zugehörigen beiden
Brauhauſer

A. Nr. 61/266 in der Buchergaſſe, ab-
ſchätzt auf 3373 2 6

B. Nr. 970 im Haſenwinkel, abgeſchatzt
auf 3623 A 17 6

ſollen
den 18. October d. J. Vormittags 10 Uhr

an ordentlicher Gerichtsſtelle meiſtbietend
verkauft werden.

Taxe und neueſter Hypothenſchein lie-
gen in der Regiſtratur zur Einſicht bereit.

Die unbekannten Realprätendenten wer
den zu obigem Termine bei Vermeidung
der Präcluſion mit vorgeladen.

Eisleben, den 17. März 1849.
Königl. Land und Stadtgericht.

Der Richter
Slevogt, OLGerichts- Aſſeſſor.

Landguts- Verkauf.
Ein ganz neu, maſſiv und ſchön ge

bautes Gut ſteht beſonderer Verhaltniſſe
(Landwehrpflichtigkeit) wegen ſehr billig,
Forderung 7000 zu verkaufen, und
kann mit 2000 Zahlung ſofort über
nommen werden.

Hierzu gehören 120 Scheffel Feld in
3 Planen, guter Boden, 21 Morgen
Wieſen und 15 Morgen Holzungen, 3
Garten am Hofe, complettes Jnventar u.
Moöblements, wobei auch 3 Pferde, 6 Kuü-
he, 2 Zuchtſauen, alle Gattungen Feder-
vieh, 1 Stuhlwagen, Schlitten, 2 Acker
wagen ec. übergeben werden, nebſt allen
Vorrathen.

Nähere Auskunft ertheilt der Commiſ-
ſionair Gahler in Schkeuditz

Ein vortheilhafter Gutskauf.
Ein in der Nähe Leipzigs, an einem

Anhaltepunkte der Eiſenbahn, angenehm
liegendes Gut ſteht Familienverhaltniſſe
wegen ſehr preiswürdig zu verkaufen.

Das Gut hat 1081 Morgen ſehr gu-
tes Feld in 2 Planen und 21 Morgen
gute Wieſen, Obſtgarten am Hauſe, an
Vieh werden 4 Pferde, 17 St. Milchkühe,
100 St. Schaafe Schweinezucht c. über

eben.8 Forderung 16,000 A mit 5 bis 6000

Anzahlung.
Beide Grundſtücke kann ich als

ganz reelle und billige Kääufe aus-
drucklich empfehlen.

Nähere Auskunft ertheilt der Oekonom
und Commiſſionair Gähler in Schkeu-
di tz.

Sommerſaat und Dötter zum Ausſäen
bei Chr. Fritſch, Domplatz Nr. 923.
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Hauptverſammlun
den 29. April d. J. von Morgens 9 Uhr ab in der Reſtauration zu Gnadau, wozu
dringend und freundlichſt alle treuen Kameraden Forſter und verſorgungsberechtigte
Jager das unterzeichnete Comité einladet.

Gemeinſchaftlich weitere Schritte zu beſchließen in Erwägung der miniſteriellen
Reſolution auf die Halleſche Eingabe vom 21. Mai v. J. iſt Zweck.

Unſere in ſchiefe Lage gerückte Emancipation fordert das Entgegenkommen unſe-
rer vereinten Krafte. Nichts ohne ſie!

Kameraden!
Rechtlich geſtrebt nicht lauernd gefeiert!

Nur immer vorwarts!
Dies die redlich gemeinte Anſprache Jhres Comités mit der bittenden Mahnung,

keiner fremden Eingebung kriechend zu dienen, die unſere Krafte zerſplittern mochte.
Das Comités.

Verkaufs- Anzeige.
Eine Kohlenſchacht mit ſehr ſchöner

Kohle, in Verbindung mit einer Ziegelei
und Kalkofen, iſt zu verkaufen. Hierauf
Reflektirende werden gebeten ihre Adreſ-
ſen mit R. Z. franco in der Expedition
des Couriers niederzulegen.

H. W. Schmidt in Halle, Ran-
niſche Straße Nr. 497, empfiehlt
zu nebenſtehenden außerordentlich billigen
Preiſen:
Bilder-Converſations-Lexicon.

4 Bande mit 1238 Abbildungen und
45 Landkarten. Leipzig 1837——41. 4.

ſonſt 13 8 fur 3
Converſations-Lexicon der Ge-

genwart. 4 Bande in 5 Theilen.
Leipzig 1838 41. 8., ſonſt 12
fur 3
Ein leichter Kutſchwagen, ein und

zweiſpannig, ſteht zum Verkauf bei Deß-
mann, Speditions-Geſchaft zur goldnen
Kugel.

Leipziger Bücher-Auetion
den 16. April.

Der Catalog der Bibliotheken Röhr's,
Kießling's und anderer bedeutender
Bücherſammlungen iſt ferner durch alle
Buch- und Antiquarhandlungen, ſo wie
von mir zu beziehen. Reichhaltig in allen
Fächern der Wiſſenſchaften zeichnet ſich die
ſer intereſſante Catalog ganz beſonders in
den Disziplinen der Theologie, Phi-
lologie und Geſchichte mit allen ih-
ren Hulfswiſſenſchaften aus. Zur promp-
ten Beſorgung von Auftragen fur die

Auction empfehle ich mich beſtens.
H. Hartung in Leipzig,

Univerſit.-Proclamator.

Die Bäckerei in Kütten iſt zum 1.
April d. J. anderweit zu verpachten.

Pfeffer.
Maſtochſen-Auection

von 11 bis 15 Stück, Voigtländer, ſehr
fett, am 1. April 2 Uhr auf dem Ritter-
gute Lösnig, Stunden von Leipzig.

Mein Lager von Rum und Arae
empfehle ich beſtens und billigſt.

Extrafeinen alten Jamaiea-
Rum, à 20 bis 1

Feinen Weſtindiſchen Rum,
à 15

Havanna- u. Surinam-Zucker-
Rum, à 15 (die Weinflaſche
11

Schöne, ſtarke, rein und wohlſchmecken
de Rum-Sorten zu außerordentlich niedri-
gen Preiſen à 72 bis 12

Arac de Goa in großen und in
kleinen Flaſchen

Arac de Bataviga, die Weinflaſche
von 15 9 an.

W. Fürſtenberg.

Sofort auszuleihen ſind
15,000, 10,000, 8000, 7060, 5000,
4000, 3000, 2000, 1000, 550 und
450 durch A. Linn in Halle,
Lucke Nr. 1386.

Pachtungen mit 500, 800 bis
1500 Morgen werden geſucht durch A.
Linn in Halle, Lucke Nr. 1386.

Ritter- und Landgüter
zu 150,000 bis 6000 A ſind zu verkau-
fen durch A. Linn in Halle, Lucke
Nr. 1386.

11,000, 5000, 1500, 1100, 800,
400 A ſind auszuleihen durch den Actuar
Dancker, Schmeerſtr. Nr. 480.

Anzeige.
Es werden Gardinen aufgeſteckt durch

Frau Lange, wohnhaft Moritzkirchhof
Nr. 608.

Ein Bajonnetgewehr, Spitzkugelbüchſe
und ein leichter Kavallerie-Sabel ſind zu
verkaufen bei Gelhaar, Leipzigerſtr. im
goldenen Loöwen.



Der größte Nutzen für
Meine

Herren!!
Herren, wollen Sie ſich mit wirklich reellen und modernen Kleidungsſtücken verſehen, ſo bemühen Sie ſich nach

dem unterzeichneten Lokale, wo Jhnen die Gelegenheit geboten wird, die nobelſten und eleganteſten Gegenſtande für einen ſo
enorm billigen Preis einzukaufen, daß bei den meiſten Gegenſtänden kaum das Oberzeug bezahlt iſt.
große Auswahl der feinſten Tuchröcke, Tuch

Das Lager enthält eine
und Buckskin- Hoſen in den nobelſten Deſſeins,

die eleganteſten Weſten, Schlaf-, Haus und Reiſe-Nöcke, doppelt wattirt in den
verſchiedenſten Stoffen, Twins zum Ueberziehen und ohne Rock zu tragen, das Neueſte in dieſer Saiſon, Sommer-
Röcke und Hoſen der verſchiedenſten Art.

Man verwechſele dieſe Anzeige nicht mit den gewöhnlichen Marktſchreiereien, da das Lager beſtändig am hieſigen Platze
bleibt und nur gediegene Sachen liefert, daher ſich auch aller Preisnotirung enthalten wird.
Augenſchein von der Wahrheit dieſer Anzeige im

Berliner HerrenKleider-
Man uberzeuge ſich durch den

Magazin,
Kleinſchmieden, der EngelApotheke gegenüber.

Bei C. A. Schwetſchke und Sohn in Halle ſind in Commiſſion erſchienen
und in allen ſoliden Buchhandlungen zu haben:

Ein Cyklus von n r in politiſchen Unter-ſuchungen der Neuzeit. ls Beitrag zur Reviſion der Straf-
ge ſetzgebung herausgegeben von

C. Haushalter, Juſtiz-Commiſſar zu Wernigerode.
64 Seiten brochirt 8

Die politiſchen Unterſuchungen der Gegenwart haben überall ein reges Jntereſſe
hervorgerufen eine natuürliche Folge davon, daß ſeit Frühjahr v. J. die Politik ein
Gemeingut der Nation geworden. Außer dieſem allgemeinen Jntereſſe gewahren
dieſe Unterſuchungen aber auch ein beſonderes, rein wiſſenſchaftliches. Das
Landrecht iſt aus der Wiege einer abſoluten Herrſchaft hervorgegangen ihm ſind da-
her Rechtsverhältniſſe, wie ſie volksthümliche Conſtitutionen in ihrem Gefolge haben,
eben ſo wenig bekannt als das Vereinigungs- und Verſammlungsrecht, und die freie
Preſſe. So blieb es der Geſetzgebung der Gegenwart uüberlaſſen, das kriminale
Unrecht bei dieſen Jnſtituten zu individualiſiren es war dies um ſo nothwendiger,
als das Strafrecht nur Handlungen und Unterlaſſungen, welche bei Strafe ver
boten ſind, als Verbrechen gelten laßt. Gleichwohl hat die Geſetzgebung dieſen frei-
ſinnigen Jnſtituten gegenüber einen paſſiven Standpunkt eingenommen. Da nun
formell das Landrecht nicht aufgehoben worden, der Rechtszuſtand aber ſeit Früh-
jahr v. J. materiell ein anderer ſein müßte, ſo fallt der Wiſſenſchaft die Ver
mittelung anheim. Dieſen wiſſenſchaftlichen Weg anzubahnen, hat der Verfaſſer in
obiger Schrift verſucht; er hat dazu die in der Grafſchaft Wernigerode zur Unterſu-
chung gediehenen ſechs Falle, ſo wie die Unterſuchung wider den Kaufmann Ra-
wald, Lehrer Weißgerber und Buchdruckereifactor Edner zu Halle
a. d. S. benutzt.

Wirthſchaften, Conditoren, Handlungen
empfehlen wir bei herannahendem Frühjahr die neue Art Eſſig aus Spiritus
oder Wein, Bier, Syrup ohne allen Zuſatz c. ohne Eſſigbilder, ohne Spane,
ohne Aufgießen und Arbeit in gewöhnlichen Faſſern zu machen, wobei er wohlfeiler
zu ſtehen kommt, als bei jeder andern Art und kein Umſchlagen moglich iſt. Die
Vorſchrift iſt gegen Einſendung von 8 Preuß. Thaler zu haben bei

C. Leuchs Comp. in Nürnberg.

Die Porzellan- und Steinguthandlung
von A. L. Wiehbecke in der Bruderſtraße

empfiehlt ihr gut ſortirtes Lager vergoldeter, bemalter und dekorirter Gegenſtaände,
als auch weißes Tafel-, Kaffee- und Theegeſchirr von echtem Por-
zellan und billige Steingutwaaren.

Rittergüter ſind im R.-B. Mer-]! Die mittlere Etage meines Hauſes
ſeburg 3, à 600 Morgen, zu verkaufen 1781 b Taubengaſſe, mit oder ohne Pfer
durch Kuckenburg in Halle, Nr. 285. deſtall, iſt ſofort zu vermiethen.

Geſuch.
Ein junger unverheiratheter Oekonom,

früher bereits Verwalter auf einem großen
Rittergute, wuünſcht, nach Ablauf ſeiner
militairiſchen Dienſtzeit, von Oſtern an
wieder berufsmaßig angeſtellt zu werden.
Reflektirende wollen guütigſt ihre Adreſſen
mit R. W. bezeichnet franco in die Expe-
dition des Couriers niederlegen.

Es iſt ein Hund mit gelben meſſing-
drahtnem Halsband (Fuchs-Raſſe) verloren
gegangen, auf den Namen Greif hoörend.
Wer denſelben im Gaſthof zum goldenen
Pflug in Halle oder in Löbejün beim
Viehhändler Weber abgiebt, erhält eine
angemeſſene Belohnung.

Capitale von 350, 550, 1500, 2500
bis 12,000 hat auf landliche ſichere
Hypothek auszuleihen im Auftrag J. G.
Fiedler in Halle, kl. Steinſtraße.

Ein Gaärtner, ein Kutſcher und ein
Hausknecht finden Unterkommen durch
J. G. Fiedler, kl. Steinſtraße Nr. 209.

L L

Ein Handlungs- und ein Oekonomie-
Lehrling wird geſucht durch J. G. Fied-
ler in Halle.

Marasquino ſopra ſino,
Extrait d'Abſinth, echte Schwei-

zer Waare tCognae, echten Franzöſiſchen
Branntwein,

Biſchof und Cardinal- Eſſenz
von friſchen Südfruchten gezogen,

Vanille; Sirop Capillaire,
Bruſtthee- und Malz Bonbons bei

W. Fürſtenberg.

Nächſte Woche Dienstag und Freitag
Wohn bei Hermann Rauchfuß.
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ar Vei herannahender Sommerſaiſon empfehle ich
e. mein Lager der modernſten und feinſten Sonnenſchirme aller

Arten, ſo wie eine reiche Auswahl Sonnenſchirmſtoffe zum
S Ueberziehen derſelben, das Geſchmackvollſte in ſeidenen und

baumwollenen Regenſchirmen zu billigſten Preiſen.

r. Ant. Sp.am Waiſenhauſe.
Moderne Spatzierſtöcke und Degenſtöcke, eine große Auswahl langer

Hauspfeifen, kurzer Pfeifen in den neueſten Facçons, Cigarren-Pfeifen
und Spitzen ſehr verſchiedener Art, empfiehlt billigſt

e. Ant. Sp.am Waiſenhauſe.
Schöne fehlerfreie Pockholzkegelkugeln, Pockholzbillardkugeln empfiehlt

zu diesjährigem billigem Preiſe

Meyer Michaelis,
großer Schlamm Nr. 958.

Jn der Strohhut-Fabrik von Jeyer Michaelis, großer
Schlamm Nr. 958, werden fortwährend alle Arten Stroh-
hüte zum Waſchen, Bleichen und Umnahen nach den neueſten
vorliegenden Facons angenommen und den neuen gleichend
baldigſt wieder abgeliefert.

Fabrik von IIenriette Cohm, Markt Nr. 739, ihr großes
Lager aller nur möglichen Gattungen von Strohhüten, wel-
che die diesjährige Saiſon darbietet, und iſt auch ihr Lager
mit Seiden-Hüten diesjähriger Facon auf das Veſte ſortirt.

e Strohhüte werden fortwährend gewaſchen, gebleicht
und nach neueſter Facon umgegrbeitet in der Strohhut- Fabrik
und Bleiche von Henriette Cohn, Markt Nr. 739.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Zum bevorſtehenden Markt empfiehlt die Strohhut-
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